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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Dritte Verwaltungsvorschriften 
zur Änderung der VV-Zeugnisse 

Vom 11. November 2002 
GZ.: 22.12 

Auf Grund des § 146 des Brandenburgischen Schulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I 
S. 78) bestimmt der Minister für Bildung, Jugend und Sport: 

1 – Änderung der VV-Zeugnisse 

Die VV-Zeugnisse vom 1. Dezember 1997 (ABl.MBJS S. 954), 
zuletzt geändert durch Zweite Verwaltungsvorschriften zur Än­
derung der VV-Zeugnisse vom 31. Oktober 2001 (ABl.MBJS 
S. 514) werden wie folgt geändert: 

1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 14 einge­
fügt: 
„14 – Zeugnisse an Schulen im Siedlungsgebiet der 
Sorben (Wenden)“ 

b) Nach Abschnitt 3 wird die bisherige Nummer 14 ge­
strichen. 

c) In Anlage 01-05 werden die Worte „der Grundschule“ 
gestrichen. 

d) In Anlage 01-06 werden die Worte „der Grundschule“ 
gestrichen. 

e) Die Anlage 05-31 wird gestrichen. 

f) Die Anlage 05-32 erhält die Bezeichnung „05-31“. 

g) Die Anlage 05-33 wird gestrichen. 

h) Die Anlage 05-34 erhält die Bezeichnung „05-32“. 

i) Die Anlage 05-35 wird gestrichen. 

j) Die Anlage 05-36 erhält die Bezeichnung „05-33“. 

k) Die Anlage 05-37 wird gestrichen. 

l) Die Anlage 05-38 erhält die Bezeichnung „05-34“. 

m) Die Anlage 05-39 wird gestrichen.


n) Die Anlage 05-40 erhält die Bezeichnung „05-35“.


o) Die Anlagen 05-51 bis 05-54 werden gestrichen.


p)	 Nach Anlage 10-26 werden folgende Anlagen einge­
fügt: 

„10-31:	 Zeugnis über die Einzelfachteilnahme im Te­
lekolleg 

10-32:	 Zeugnis zum Trimester im Telekolleg 

10-33:	 Zeugnis der Fachoberschulreife im Telekolleg 

10-34:	 Zeugnis der Fachhochschulreife im Telekol­
leg“ 

q) Anlage 12-01 wird gestrichen. 

r)	 Nach Anlage 12-41 werden folgende Anlagen einge­
fügt: 

„Anlage 13 – Zweisprachige Zeugnisse für Schulen im 
Siedlungsgebiet der Sorben (Wenden) 

13-01:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Jahrgangsstufe 1 (bei schrift­
lichen Informationen zur Lernentwicklung 
auch der Jahrgangsstufen 2 bis 4) 

13-02:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis der 
Jahrgangsstufe 1 (bei schriftlichen Informa­
tionen zur Lernentwicklung auch der Jahr­
gangsstufen 2 bis 4) 

13-03:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Jahrgangsstufen 2 bis 4 

13-04:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis der 
Jahrgangsstufen 2 bis 4 

13-05:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Jahrgangsstufen 5 und 6 

13-06:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis der 
Jahrgangsstufen 5 und 6 

13-11:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr in der Sekundarstufe I des Gymna­
siums 

13-12:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis in der 
Sekundarstufe I des Gymnasiums 

13-13:	 Zweisprachiges Abgangszeugnis in der Se­
kundarstufe I des Gymnasiums 

13-14:	 Zweisprachiges Abschlusszeugnis in der Se­
kundarstufe I des Gymnasiums 

13-21:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Realschule 

13-22:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis der 
Realschule 
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13-23:	 Zweisprachiges Abgangszeugnis der Real­
schule 

13-24:	 Zweisprachiges Abschlusszeugnis der Real­
schule 

13-31:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Jahrgangsstufen 7 und 8 der 
Gesamtschule 

13-32:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis der 
Jahrgangsstufen 7 und 8 der Gesamtschule 

13-33:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Jahrgangsstufen 9 und 10 der 
Gesamtschule 

13-34:	 Zweisprachiges Überweisungszeugnis der 
Jahrgangsstufen 9 und 10 der Gesamtschule 

13-35:	 Zweisprachiges Abgangszeugnis der Jahr­
gangsstufen 9 und 10 der Gesamtschule 

13-36:	 Zweisprachiges Abschlusszeugnis in der Se­
kundarstufe I der Gesamtschule 

13-41:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Einführungsphase der gymnasi­
alen Oberstufe 

13-42:	 Zweisprachiges Abgangszeugnis der Einfüh­
rungsphase der gymnasialen Oberstufe 

13-43:	 Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/ 
Schuljahr der Qualifikationsphase der gym­
nasialen Oberstufe 

13-44:	 Zweisprachiges Abgangszeugnis der Qualifi­
kationsphase der gymnasialen Oberstufe 

13-45:	 Zweisprachiges Zeugnis der allgemeinen 
Hochschulreife“ 

2.	 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Ersatzschulen verwenden die Formulare ohne das 
Landeswappen oder eigene Formulare.“ 

bb) Nach Satz 4 werden folgende Sätze 5 und 6 angefügt: 

„Anerkannte Ersatzschulen können das Landes­
wappen verwenden, wenn dies zuvor dem für Schu­
le zuständigen Ministerium angezeigt wurde. Ver­
wenden Ersatzschulen eigene Formulare, so bedür­
fen diese für Abschluss-, Abgangs- und Überwei­
sungszeugnisse der Genehmigung durch das für 
Schule zuständige Ministerium.“ 

b)	 In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Computerausdru­
cke“ durch die Worte „urkundenechte, insbesondere 
durch Laserdrucker erstellte Computerausdrucke“ er­
setzt. 

3.	 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „maschinell“ durch die 
Worte „oder durch entsprechende urkundenechte 
Computeraus- oder -eindrucke“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 einge­
fügt: 

„Die Zeugnisausfertigung ist Aufgabe der Klassen­
lehrkraft oder der Tutorin oder des Tutors. Die 
Schulleitung kann abweichende Regelungen tref­
fen.“ 

cc) Die Sätze 2 bis 4 werden zu den Sätzen 4 bis 6. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Auf dem Zeugnis kann neben dem Namen und der 
amtlichen Bezeichnung ein ergänzender Hinweis auf 
das Profil oder die besondere Prägung der Schule auf­
genommen werden, wenn das staatliche Schulamt die 
Genehmigung zur Verwendung dieses Hinweises auf 
dem Zeugnis erteilt hat. Das staatliche Schulamt hat 
bei der Genehmigung die Übersichtlichkeit und die 
Eindeutigkeit des Zeugnisses zu beachten.“ 

c)	 Absatz 2 wird Absatz 3. 

d)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Sind Eintragungen auf dem Zeugnisformular nicht 
vollständig unterzubringen, ist ein Beiblatt gemäß den 
Vorgaben in Anlage 1 zu verwenden.“ 

4.	 Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Klassenlehr­
kraft“ die Worte „oder der Tutorin oder dem Tutor“ 
eingefügt. 

bb) Satz 2 wird gestrichen. 

cc) Der Satz 3 wird Satz 2. 

dd) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Dies gilt nicht für Abschlusszeugnisse der Sekun­
darstufe I.“ 

ee) Nach Satz 4 werden die folgenden Sätze 5 und 6 
angefügt: 
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„Es ist in jedem Fall sicher zu stellen, dass ein 
Zeugnis von zwei unterschiedlichen Personen 
unterschrieben wird. Ist die Unterschriftsberechti­
gung nicht sichergestellt, bestimmt das staatliche 
Schulamt eine Person.“ 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) An Oberstufenzentren werden Zeugnisse zum En­
de des Schulhalbjahres und zum Ende des Schuljahres 
von der Abteilungsleiterin oder dem Abteilungsleiter 
und der Klassenlehrkraft unterzeichnet.“ 

5.	 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Fächer“ die 
Worte „oder Lernfelder“ eingefügt. 

b)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Werden Fächer im halbjährigen Epochenunterricht 
erteilt, ist auf dem Zeugnis nach der Fachbezeichnung 
stets der Zusatz „(epochal)“ anzufügen. Erfolgt im er­
sten Schulhalbjahr kein Unterricht, ist das Bewertungs­
feld durch einen Strich zu entwerten. Erfolgt im zwei­
ten Schulhalbjahr kein Unterricht, so ist die Note aus 
dem ersten Schulhalbjahr zu übernehmen.“ 

c)	 Absatz 4 wird gestrichen. 

d)	 Absatz 5 wird Absatz 4. 

e)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b wird nach dem Wort „können“ das 
Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 

bb) In Buchstabe c wird nach dem Wort „ermöglicht“ 
der Punkt durch das Wort „oder“ ersetzt. 

cc) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d an­
gefügt: 

„d) eine Leistungsbewertung gemäß den Bestim­
mungen der jeweiligen Bildungsgangverord­
nung oder der Eingliederungsverordnung nicht 
erfolgte.“ 

f)	 Die Absätze 6 und 7 werden gestrichen. 

g)	 Die Absätze 8 und 9 werden die Absätze 5 und 6. 

h)	 In Absatz 6 werden nach dem Wort „Fachhochschulrei­
fe“ die Worte „in den Bildungsgängen zum Erwerb und 
zum nachträglichen Erwerb der allgemeinen Hoch­
schulreife“ eingefügt. 

i)	 Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Zeugnisse an der Förderschule für geistig Behin­
derte gemäß § 10 Abs. 3 der Sonderpädagogik-Verord-

nung enthalten Beschreibungen der allgemeinen Per­
sönlichkeitsentwicklung und der erreichten Lernfort­
schritte in Bezug auf alle in den Unterrichtsvorgaben 
enthaltenen Lernfelder. Die Darstellung der Lernfort­
schritte für die einzelne Schülerin oder den einzelnen 
Schüler erfolgt im direkten Vergleich mit den Lernzie­
len, die im individuellen Förderplan beschrieben wor­
den sind. Negative Wertungen sind zu vermeiden.“ 

6.	 Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aaa) In Doppelbuchstabe b werden nach dem Wort 
„Grundschule“ die Worte „und der Allgemei­
nen Förderschule“ angefügt. 

bbb) In Doppelbuchstabe c werden das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt und nach 
dem Wort „bilingualem“ die Worte „oder sor­
bischem (wendischem)“ eingefügt. 

ccc) Die Doppelbuchstaben d und e werden gestri­
chen. 

ddd) Die Doppelbuchstaben f bis h werden die 
Doppelbuchstaben d bis f. 

eee) Nach Doppelbuchstabe f wird folgender Dop­
pelbuchstabe g angefügt: 

„gg) Hausunterricht oder Krankenhausunter­
richt gemäß Anlage 1,“ 

bb) Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

„d)	 Erläuterungen zu einzelnen Leistungen, insbe­
sondere bei der Teilnahme an Fördermaßnah­
men für Schülerinnen und Schüler mit einer 
Lese- und Rechtschreibschwierigkeit gemäß 
Nummer 3 Abs. 4 und Nummer 5 Abs. 3 der 
VV-LRS oder zu Einstufungen gemäß Anla­
ge 1, soweit dies durch eine Bildungsgang­
verordnung zugelassen ist,“ 

cc) In Buchstabe e werden die Worte „nicht bewertete 
Leistungen“ durch die Worte „die fehlende Leis­
tungsbewertung“ ersetzt. 

dd) Buchstabe j wird wie folgt gefasst: 

„j)	 die Dauer der Beurlaubung für einen höch­
stens einjährigen Schulbesuch im Ausland 
auf dem Zeugnis zum Schuljahr oder zum 
Schulhalbjahr, in das die Beurlaubung fiel,“ 

ee) Buchstabe k wird wie folgt gefasst: 

„k)	 der Erwerb eines anerkannten Fremdspra­
chenzertifikats,“ 
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ff) Buchstabe m wird wie folgt gefasst: 

„m)	 in der Sekundarstufe I die Fächer der münd­
lichen Prüfungen, der freiwilligen Zusatzprü­
fungen oder das Thema der anderen Prü­
fungsform auf Wunsch der Eltern oder der 
volljährigen Schülerinnen und Schüler,“ 

gg) Buchstabe n wird wie folgt gefasst: 

„n)	 die Übernahme einer Note aus der Einzel­
fachteilnahme am Telekolleg gemäß § 7 Abs. 2 
der Telekollegverordnung,“ 

hh) Nach Buchstabe n wird folgender Buchstabe o ein­
gefügt: 

„o)	 die Vorversetzung in die Jahrgangsstufe 11, 
sofern ein Abschlusszeugnis zu erteilen ist,“ 

ii) Die bisherigen Buchstaben o und p werden die 
Buchstaben p und q. 

jj) In Buchstabe p werden nach dem Wort „Abgangs­
zeugnis“ die Worte „der Einführungsphase“ einge­
fügt. 

b)	 Absatz 2 wird gestrichen. 

c)	 Absatz 3 wird Absatz 2. 

d)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In Bildungsgängen an Oberstufenzentren können 
unter Bemerkungen neben den in Absatz 1 möglichen 
Eintragungen aufgenommen werden 

a)	 die Teilnahme an fachpraktischen Ausbildungen in 
beruflichen Bildungsgängen und deren Ergebnis in 
der Form der Feststellung „erfolgreich/nicht er­
folgreich besucht“, sofern sie relevant sind für Ver­
setzungen und Abschlüsse, 

b)	 der Abgang aus einer Stufenausbildung gemäß § 8 
Abs. 4 Satz 2 der Berufsschulverordnung, 

c)	 die Anrechnung von Leistungen aus einem vorange­
gangenen Fachschulbildungsgang gemäß Anlage 1, 

d)	 der „Besuch des Bildungsgangs zum Erwerb der 
allgemeinen Hochschulreife“ auf allen Zeugnissen 
der gymnasialen Oberstufe, wenn dieser in einem 
Oberstufenzentrum besucht wird, um eine Ver­
wechslung mit anderen Bildungsgängen zu vermei­
den, 

e)	 die Erlangung einer Zusatzqualifikation gemäß § 3 
Satz 2 der Berufsschulverordnung entsprechend 
der Stundentafel auf der Zeugniskarte sowie 
dem Abgangs- oder Abschlusszeugnis gemäß Anla­
ge 1.“ 

7.	 Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 2 wird gestrichen. 

b)	 Die Absätze 3 bis 8 werden die Absätze 2 bis 7. 

c)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Zeugnisse werden am letzten Unterrichtstag der Klas­
se oder des Kurses im Schulhalbjahr, nach Beendigung 
der Prüfungen oder unverzüglich nach erfolgter Nach­
prüfung ausgegeben. In begründeten Einzelfällen kann 
ein Zeugnis auch vorzeitig ausgegeben werden, sofern 
es gemäß der Bildungsgangverordnung erstellbar ist.“. 

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Bei Zeugnissen zum Schulhalbjahr oder zum 
Schuljahr ist die Kenntnisnahme durch die Eltern bei 
minderjährigen Schülerinnen und Schülern sowie 
durch die Ausbildungsstätte bei Schülerinnen und 
Schülern in einem Ausbildungsverhältnis von der Klas­
senlehrkraft zu überprüfen.“ 

8.	 In Nummer 7 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Zeug­
nisse“ die Worte „sowie Ausfertigungen für Zeugnisse bei 
Namensänderung, soweit für diese ein besonderes Interesse 
vorliegt,“ eingefügt. 

9.	 In Nummer 9 Abs. 3 wird die Bezeichnung „ „vorversetzt“ 
“ ersetzt durch die Worte „ „vorversetzt in die Jahrgangsstu­
fe ____“ oder „querversetzt in die Jahrgangsstufe ____“ “. 

10. Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen. 

b)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) An Oberstufenzentren kann im Bildungsgang zum 
Erwerb des schulischen Teils einer Berufsausbildung 
nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerks­
ordnung auch die Zeugniskarte verwendet werden, 
wenn der Schulwechsel zum Schuljahresende erfolgt 
und der Bildungsgang nicht gewechselt wird.“ 

11. Nummer 11 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein Abschlusszeugnis erhält, wer einen Bildungsgang 
erfolgreich abgeschlossen hat oder eine Abschlussprü­
fung bestanden hat und die Schule verlässt. In der Se­
kundarstufe I gilt dies, wenn ein nach der Jahrgangsstu­
fe 10 erreichbarer Abschluss erlangt wurde.“ 

b)	 Absatz 3 Satz1 wird wie folgt gefasst: 

„Schülerinnen und Schüler, die im gemeinsamen 
Unterricht nach den Rahmenlehrplänen der Allgemei­
nen Förderschule unterrichtet wurden, erhalten auch 
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dann ein Abschlusszeugnis der allgemeinen Schule, 
wenn dort der Abschluss der Allgemeinen Förderschu­
le erreicht wurde.“ 

c)	 Absatz 6 wird gestrichen. 

d)	 Die Absätze 7 und 8 werden die Absätze 6 und 7. 

e) 	 Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) An Oberstufenzentren sind in den beruflichen Bil­
dungsgängen auch die Fächer einzutragen, die bereits 
in vorangegangenen Schuljahren abgeschlossen wur­
den.“ 

12. Nummer 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte „ein Praktikum“ werden durch die 
Worte „ein mindestens einjähriges berufli­
ches Praktikum“ ersetzt. 

bbb) Nach dem Wort „Stunden“ wird das Komma 
durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe c wird das Wort „oder“ durch die 
Worte „im Umfang von mindestens zwölf Mona­
ten.“ ersetzt. 

cc) Buchstabe d wird gestrichen. 

b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein abgeleisteter freiwilliger Wehr- oder Zivildienst 
ist mit höchstens sechs Monaten und 480 Stunden auf 
eine einjährige berufliche Tätigkeit oder ein einjähriges 
berufliches Praktikum gemäß Buchstabe b anzurech­
nen.“ 

13. Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 14 eingefügt: 

„14 – Zeugnisse an Schulen im Siedlungsgebiet der Sor­
ben (Wenden) 

(1) Schulen im Siedlungsgebiet der Sorben (Wenden), an 
denen die sorbische (wendische) Sprache gemäß § 5 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes gelehrt wird, erteilen in 
der Grundschule, den Schulen der Sekundarstufe I sowie in 
den Schulen mit gymnasialer Oberstufe zweisprachige 
Zeugnisse gemäß den Mustern in Anlage 13. Auf Antrag 
der Schülerinnen und Schüler oder bei Minderjährigen auf 
Antrag der Eltern können rein deutschsprachige Zeugnisse 
erteilt werden. 

(2) Die Bezeichnungen für Abschlüsse der Sekundarstufe I 
auf den Abgangs- und Abschlusszeugnissen werden um die 
jeweilige sorbische (wendische) Bezeichnung wie folgt er­
gänzt: 

a)	 „einen der Berufsbildungsreife gleichgestellten Ab­
schluss / powolańskej kublańskej zdrjalosći rownosta­
jone wotzamknjenje“, 

b)	 „die erweiterte Berufsbildungsreife / rozqyrjonu po-
wolańsku kublańsku zdrjalosć“, 

c)	 „einen der erweiterten Berufsbildungsreife gleichge­
stellten Abschluss / rozqyrjonej powolańskej 
kublańskej zdrjalos ́ci rownostajone wotzamknjenje“, 

d)	 „die Fachoberschulreife / fachowu wuqu qulsku zdrja­
losc“, 

e)	 „und die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen 
Oberstufe / a wopqawnjenje k absolwfrowanju gymna­
zialnego wuqego schoj ́ze ́nka“.“ 

14. Nach Abschnitt 3 wird die bisherige Nummer 14 gestri­
chen. 

15. Nummer 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3. 

c) Der bisherige Absatz 5 wird gestrichen. 

16. Die Anlagen werden wie folgt geändert: 

a) Anlage 1 wird durch die diesen Verwaltungsvorschrif­
ten beigefügte Anlage 1 ersetzt. 

b) Die Anlagen 01-01 bis 04-33 werden durch die diesen 
Verwaltungsvorschriften beigefügten Anlagen 01-01 
bis 04-33 ersetzt. 

c) 	 Die Anlagen 05-31 bis 05-40 werden gestrichen. 

d) 	 Nach Anlage 05-25 werden die diesen Verwaltungsvor­
schriften beigefügten Anlagen 05-31 bis 05-35 einge­
fügt. 

e) Die Anlagen 05-51 bis 05-54 werden gestrichen. 

f) Nach Anlage 10-26 werden die diesen Verwaltungsvor­
schriften beigefügten Anlagen 10-31 bis 10-34 eingefügt. 

g) Die Anlage 12-01 wird gestrichen. 

h) Nach Anlage 12-41 werden die Anlagen 13-01 bis 13­
45 eingefügt. 

2 – Übergangsbestimmungen 

(1) Für Personen, die vor dem 1. August 2002 einen mindestens 
zweijährigen freiwilligen Wehrdienst begonnen haben, wird 
dieser als ausreichende berufliche Bildung gemäß Nummer 12 
Abs. 2 anerkannt. 
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(2) Die Formulare für die gymnasiale Oberstufe in den Anla­
gen 03-01 bis 03-05 finden nur Anwendung für Schülerinnen 
und Schüler, für die die Gymnasiale Oberstufe-Verordnung 
vom 1. März 2002 (GVBl. II S. 142) in der jeweils geltenden 
Fassung gilt. Alle anderen Schülerinnen und Schüler erhalten 
Zeugnisse auf der Grundlage der bis zum In-Kraft-Treten die­
ser Verwaltungsvorschriften geltenden Formulare. 

(3) Für Schülerinnen und Schüler, die sich noch in einer 
Ausbildung auf der Grundlage der Berufsfachschulverord­
nung kaufmännische Berufe nach BBiG vom 19. Juni 1997 
(GVBl. II S. 490) in der jeweils geltenden Fassung befinden, 
gelten die mit diesen Verwaltungsvorschriften außer Kraft ge­
tretenen Anlagen 05-51 bis 05-54 fort. 

(4) Wurde für Schülerinnen und Schüler Religionsunterricht 
erteilt und ist dieser nicht auf dem entsprechenden Zeugnis­
muster vorgesehen, so wird die Note vor den Bemerkungen 
eingetragen. Es ist ein deutlicher Abstand zu den anderen No­
ten zu lassen. Bezüglich der Formulierung sind die Vorgaben in 
den Anlagen 01-01 sowie 01-03 analog anzuwenden. 

(5) Bisher gültige Zeugnisformulare können zum Schulhalb­
jahr im Schuljahr 2002/03 noch aufgebraucht werden, wenn sie 

gemäß den Vorgaben der neuen Zeugnisformulare verwendet 
werden. Ausgegebene Zeugniskarten gemäß der bisherigen An­
lage 04-01 werden bis zum Abschluss der Ausbildung weiter 
genutzt. 

3 – In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verwaltungsvorschriften treten am 1. Dezember 2002 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig ist das Rundschreiben 20/98 vom 4. Mai 1998 
(ABl.MBJS S. 405) nicht mehr anzuwenden 

Potsdam, den 11. November 2002 

Der Minister für Bildung, 
Jugend und Sport 

Steffen Reiche 



__________________________________ 

__________________________________ 
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Anlage 1 

Festgelegte Zeugniseintragungen 

Zu Nummer 2 Abs.4: 

Unter „Bemerkungen“ wird die folgende Formulierung aufgenommen: 
„Die Fortsetzung der Angaben zur Lernentwicklung / zu den Bemerkungen findet sich auf dem Beiblatt zum Zeugnis vom 
________________________________ .“ 
Datum der Ausfertigung des Zeugnisses 

Auf dem Beiblatt sind die folgenden Eintragungen verbindlich: 
„Beiblatt zum Zeugnis von 

Vorname Name 

geboren am 

ausgefertigt am __________________________________“ 

Das Beiblatt ist mit dem Zeugnis so zu verbinden, dass beide linken oberen Ecken nach hinten gefaltet und gemeinsam ge­
heftet werden. Die Faltung wird mit dem Siegel oder dem Schulstempel überdeckt. Das Siegel ist nur für Zeugnisse ver­
bindlich, in denen eine Siegelung vorgesehen ist. 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe c: 

„Die Note im Fach ________________________ wurde gemäß § 9 Abs. 1 der Eingliederungsverordnung durch eine 
Sprachfeststellungsprüfung ermittelt.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe d: 

„Sie/Er hat gemäß der „Übereinkunft zum Erwerb der Fachhochschulreife (schulischer Teil) in der gymnasialen Oberstu-
fe/im Abendgymnasium/im Kolleg zwischen den Ländern“ den schulischen Teil der Fachhochschulreife mit der 
Gesamtpunktzahl von _______ Punkten und der Durchschnittsnote _____ erworben. Die  für die Ermittlung der Gesamt­
punktzahl ausgewählten Kurse sind in Klammern gesetzt.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe c: 

„Sie/Er hat am erweiterten Unterricht in der Fremdsprache ______________ / am bilingualen Unterricht / am sorbischen 
(wendischen) Unterricht in den Sachfächern ___________________________ in den Jahrgangsstufen ______________ 
teilgenommen.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe g: 

„Sie/Er wurde vom ________ bis zum ___________ im Hausunterricht / Krankenhausunterricht nach den Rahmenlehr­
plananforderungen der Jahrgangsstufe _____ unterrichtet.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe c: 

„Sie/Er hat am Unterricht in der 2./3. Fremdsprache in den Jahrgangsstufen ____________________ teilgenommen.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe d: 

Für Schülerinnen und Schüler, die in der Allgemeinen Förderschule nach den Rahmenlehrplananforderungen einer ande­
ren als der besuchten Jahrgangsstufe unterrichtet wurden, lautet die aufzunehmende Formulierung: 
„Sie/Er wurde nach den Rahmenlehrplananforderungen der Jahrgangsstufe _______ unterrichtet.“ 

Für Schülerinnen und Schüler, die im gemeinsamen Unterricht gefördert wurden, lautet die aufzunehmende Formulierung: 
„Sie/Er wurde nach den Rahmenlehrplananforderungen der Allgemeinen Förderschule unterrichtet.“ 
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Zu Nummer 5 Abs. 3 Buchstabe c: 

Werden auf Antrag Leistungen aus einem vorangegangenen Fachschulbildungsgang angerechnet, ist wie folgt zu verfah­

ren:


Die betreffenden Fächer erhalten eine Fußnote und die Notenfelder werden durch einen Strich entwertet. Unter Bemerkun­

gen wird eingetragen:


„Die mit der Fußnote __ gekennzeichneten Fächer wurden mit dem Zeugnis der Fachschule __________________

_____________________ vom __________ als abgeschlossen nachgewiesen und gemäß § 4 Abs. 6 der Ausbildungs- und

Prüfungsordnung der Fachschulen vom 17. Mai 1994 in der jeweils geltenden Fassung angerechnet.“ 


Zu Nummer 5 Abs. 3 Buchstabe e: 

Es ist folgende Formulierung jeweils aufzunehmen: 

„Die Schülerin / Der Schüler hat im Schuljahr ____________ am Unterricht zum Erwerb der Zusatzqualifikation „Tech­
nische Fachwirtin / Technischer Fachwirt“ teilgenommen.“ 
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II. Nichtamtlicher Teil 

Lesefassung der VV-Zeugnisse 

Die Lesefassung berücksichtigt die nachfolgend aufgeführten 
Änderungen sowie die Ausgangsvorschrift und ist so ab dem 
1. Dezember 2002 gültig.

Verwaltungsvorschriften über schulische Zeugnisse 
(VV-Zeugnisse - VVZeu) 

Vom 1. Dezember 1997 
(ABl.-MBJS S. 954) 

Änderungen 

Lfd. 
Nr. 

Regelung Datum Fundstelle Änderungen 

1 1.ÄndVV 11.12.1998 ABl.-MBJS 
S. 614 

Nr. 1, Nr. 3 Abs. 2 
u. 4; Nr. 4; Nr. 5; 
Nr. 8 Abs. 3; Nr. 
10; Nr. 11; Nr. 14; 
Anlage 1 einge­
fügt; Anlagen 02­
07, 05-11 bis 05­
14, 07-xx u. 10-xx 
eingefügt 

2 2.ÄndVV 31.10.2001 ABl.-MBJS 
S. 514 

Anlagen 01-01 bis 
01-06 geändert; 
Anlagen 09-01 bis 
09-04 eingefügt 

3 3.ÄndVV 12.11.2002 ABl.-MBJS 
S. 

Umfangreiche Än­
derungen im Text 
sowie der Anlagen 

Auf Grund des § 146 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
vom 12. April 1996 (GVBl. I S. 102) bestimmt die Ministerin 
für Bildung, Jugend und Sport: 

Inhaltsverzeichnis 

Abschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen 

1 - Formulare 
2 - Allgemeine Form- und Gestaltungsvorschriften 
3 - Unterschriftsberechtigung 
4 - Form der Eintragung von Leistungen 
5  - Weitere allgemeine Eintragungen 
6  - Ausgabe und Verwahrung 
7 - Ersatz von Zeugnissen 

Abschnitt 2 Besondere Vorschriften für die einzelnen 
Zeugnisarten 

8 - Zeugnisse zum Schulhalbjahr 
9 - Zeugnisse zum Schuljahr 
10 - Überweisungszeugnisse 
11 - Abschluss- und Abgangszeugnisse 
12 - Bescheinigung der Fachhochschulreife 
13 - Sonstige schulische Zeugnisse und zeugnisähnliche 

Bescheinigungen 
14 - Zeugnisse an Schulen im Siedlungsgebiet der Sor­

ben (Wenden) 

Abschnitt 3 Schlussbestimmungen 

15 - In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Anlagen 

Anlage 1 Festgelegte Zeugniseintragungen 

Anlage 01 - Grundschule: 

01-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufe 1 (bei schriftlichen Informationen zur Lernent­
wicklung auch der Jahrgangsstufen 2 bis 4) 

01-02: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufe 1 (bei schrift­
lichen Informationen zur Lernentwicklung auch der 
Jahrgangsstufen 2 bis 4) 

01-03: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 2 bis 4 

01-04: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 2 bis 4 

01-05: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 5 und 6 

01-06: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 5 und 6 

Anlage 02 - Sekundarstufe I: 

02-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 7 und 8 der Gesamtschule 

02-02: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 7 und 8 der 
Gesamtschule 

02-03: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 9 und 10 der Gesamtschule 

02-04: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 9 und 10 
der Gesamtschule 

02-05: Abgangszeugnis der Jahrgangsstufen 9 und 10 der Ge­
samtschule 

02-06: Abschlusszeugnis in der Sekundarstufe I der Gesamt­
schule 
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02-07: Abgangszeugnis der Jahrgangsstufe 8 der Gesamtschu­
le 

02-11: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr in der Sekundar­
stufe I des Gymnasiums 

02-12: Überweisungszeugnis in der Sekundarstufe I des Gym­
nasiums 

02-13: Abgangszeugnis in der Sekundarstufe I des Gymnasi­
ums 

02-14: Abschlusszeugnis in der Sekundarstufe I des Gymnasi­
ums 

02-21: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Realschule 

02-22: Überweisungszeugnis der Realschule 

02-23: Abgangszeugnis der Realschule 

02-24: Abschlusszeugnis der Realschule 

02-31: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr bei verbaler Be­
urteilung in der Jahrgangsstufe 8 oder im ersten Schul­
halbjahr der Jahrgangsstufe  9 

Anlage 03 - gymnasiale Oberstufe: 

03-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Einfüh­
rungsphase der gymnasialen Oberstufe 

03-02: Abgangszeugnis der Einführungsphase der gymnasia­
len Oberstufe 

03-03: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Qualifika­
tionsphase der gymnasialen Oberstufe 

03-04: Abgangszeugnis der Qualifikationsphase der gymnasi­
alen Oberstufe 

03-05: Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife 

Anlage 04 - Berufsschule: 

04-01: Zeugniskarte des Bildungsganges zur Vermittlung des 
schulischen Teils einer Berufsausbildung nach BBiG 
oder HwO 

04-02: Überweisungszeugnis des Bildungsganges zur Vermitt­
lung des schulischen Teils einer Berufsausbildung nach 
BBiG oder HwO 

04-03: Abgangszeugnis des Bildungsganges zur Vermittlung 
des schulischen Teils einer Berufsausbildung nach 
BBiG oder HwO 

04-04: Abschlusszeugnis des Bildungsganges zur Vermittlung 
des schulischen Teils einer Berufsausbildung nach 
BBiG oder HwO 

04-21: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr des Bildungs­
ganges zur Vertiefung der Allgemeinbildung und Be­
rufsorientierung oder Berufsvorbereitung 

04-22: Abgangszeugnis des Bildungsganges zur Vertiefung 
der Allgemeinbildung und Berufsorientierung oder Be­
rufsvorbereitung 

04-23: Abschlusszeugnis des Bildungsganges zur Vertiefung 
der Allgemeinbildung und Berufsorientierung oder Be­
rufsvorbereitung 

04-24: Bescheinigung über die Teilnahme an einem Bildungs­
gang zur Vertiefung der Allgemeinbildung und Berufs­
orientierung oder Berufsvorbereitung 

04-31: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Bildungs­
gänge zur Vertiefung der Allgemeinbildung und Be­
rufsorientierung oder Berufsvorbereitung für Jugendli­
che mit Arbeitsvertrag 

04-32: Abgangszeugnis der Bildungsgänge zur Vertiefung der 
Allgemeinbildung und Berufsorientierung oder Be­
rufsvorbereitung für Jugendliche mit Arbeitsvertrag 

04-33: Abschlusszeugnis der Bildungsgänge zur Vertiefung 
der Allgemeinbildung und Berufsorientierung oder Be­
rufsvorbereitung für Jugendliche mit Arbeitsvertrag 

Anlage 05 - Berufsfachschule: 

05-11: Zeugnis zum Schulhalbjahr des Bildungsganges der 
Berufsfachschule zum Erwerb beruflicher Grundbil­
dung und von gleichgestellten Abschlüssen der Se­
kundarstufe I 

05-12: Überweisungszeugnis des Bildungsganges der Berufs­
fachschule zum Erwerb beruflicher Grundbildung und 
von gleichgestellten Abschlüssen der Sekundarstufe I 

05-13: Abgangszeugnis des Bildungsganges der Berufsfach­
schule zum Erwerb beruflicher Grundbildung und von 
gleichgestellten Abschlüssen der Sekundarstufe I 

05-14: Abschlusszeugnis des Bildungsganges der Berufsfach­
schule zum Erwerb beruflicher Grundbildung und von 
gleichgestellten Abschlüssen der Sekundarstufe I 

05-21: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Berufsfach­
schule zum Erwerb eines Berufsabschlusses nach Lan­
desrecht in den Sozialberufen 

05-22: Überweisungszeugnis der Berufsfachschule zum Er­
werb eines Berufsabschlusses nach Landesrecht in den 
Sozialberufen 

05-23: Abgangszeugnis der Berufsfachschule zum Erwerb ei­
nes Berufsabschlusses nach Landesrecht in den Sozial­
berufen 
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05-24: Abschlusszeugnis der Berufsfachschule zum Erwerb 
eines Berufsabschlusses nach Landesrecht in den Sozi­
alberufen 

05-25: Abschlusszeugnis der Nichtschülerprüfung zum Er­
werb eines Berufsabschlusses nach Landesrecht in den 
Sozialberufen 

05-31: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Bildungs­
gänge der Berufsfachschule zum Erwerb eines Berufs­
abschlusses nach Landesrecht 

05-32: Überweisungszeugnis der Bildungsgänge der Berufs­
fachschule zum Erwerb eines Berufsabschlusses nach 
Landesrecht 

05-33: Abgangszeugnis der Bildungsgänge der Berufsfach­
schule zum Erwerb eines Berufsabschlusses nach Lan­
desrecht 

05-34: Abschlusszeugnis der Berufsfachschule zum Erwerb 
eines Berufsabschlusses nach Landesrecht 

05-35: Abschlusszeugnis der Nichtschülerprüfung an der Be­
rufsfachschule zum Erwerb eines Berufsabschlusses 
nach Landesrecht 

05-41: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Bildungs­
gänge der Berufsfachschule zum Erwerb eines Berufs­
abschlusses nach BBiG oder HwO 

05-42: Überweisungszeugnis der Bildungsgänge der Berufs­
fachschule zum Erwerb eines Berufsabschlusses nach 
BBiG oder HwO 

05-43: Abgangszeugnis der Bildungsgänge der Berufsfach­
schule zum Erwerb eines Berufsabschlusses nach 
BBiG oder HwO 

05-44: Abschlusszeugnis der Bildungsgänge der Berufsfach­
schule zum Erwerb eines Berufsabschlusses nach 
BBiG oder HwO 

Anlage 06 - Fachoberschule: 

06-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr des zweijährigen 
Bildungsganges in Vollzeitform 

06-02: Überweisungszeugnis des zweijährigen Bildungsgan­
ges in Vollzeitform 

06-03: Abgangszeugnis des zweijährigen Bildungsganges in 
Vollzeitform 

06-04: Zeugnis der Fachhochschulreife des zweijährigen Bil­
dungsganges in Vollzeitform 

06-11: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr des einjährigen 
Bildungsganges in Vollzeitform 

06-12: Überweisungszeugnis des einjährigen Bildungsganges 
in Vollzeitform 

06-13: Abgangszeugnis des einjährigen Bildungsganges in 
Vollzeitform 

06-14: Zeugnis der Fachhochschulreife des einjährigen Bil­
dungsganges in Vollzeitform 

06-21: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr des zweijährigen 
Bildungsganges in Teilzeitform 

06-22: Überweisungszeugnis des zweijährigen Bildungsgan­
ges in Teilzeitform 

06-23: Abgangszeugnis des zweijährigen Bildungsganges in 
Teilzeitform 

06-24: Zeugnis der Fachhochschulreife des zweijährigen Bil­
dungsganges in Teilzeitform 

06-31: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr des Sonderlehr­
ganges zum Erwerb der Fachhochschulreife für Be­
rechtigte nach dem Bundesvertriebenengesetz in der 
Fachrichtung Wirtschaft und Verwaltung 

06-33: Abgangszeugnis des Sonderlehrganges zum Erwerb 
der Fachhochschulreife für Berechtigte nach dem 
Bundesvertriebenengesetz in der Fachrichtung Wirt­
schaft und Verwaltung 

06-34: Zeugnis der Fachhochschulreife des Sonderlehrganges 
zum Erwerb der Fachhochschulreife für Berechtigte 
nach dem Bundesvertriebenengesetz in der Fachrich­
tung Wirtschaft und Verwaltung 

06-41: Zeugnis der Fachhochschulreife für Nichtschüler 

Anlage 07 - Fachschule: 

07-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Bildungs­
gänge der Fachschule 

07-02: Überweisungszeugnis der Bildungsgänge der Fach­
schule 

07-03: Abgangszeugnis der Bildungsgänge der Fachschule 

07-04: Abschlusszeugnis der Bildungsgänge der Fachschule 
des Typs Sozialwesen 

07-05: Abschlusszeugnis der Bildungsgänge der Fachschule 
der Typen Wirtschaft und Technik 

07-06: Abschlusszeugnis der Nichtschülerprüfung an der 
Fachschule des Typs Sozialwesen 

07-07: Abschlusszeugnis der Nichtschülerprüfung der Fach­
schule der Typen Wirtschaft und Technik 
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Anlage 08 - Doppelqualifizierende Bildungsgänge: 

08-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr im Bildungs­
gang zum Erwerb der Fachhochschulreife in Verbin­
dung mit einer Ausbildung nach BBiG oder HwO 

08-02: Überweisungszeugnis im Bildungsgang zum Erwerb 
der Fachhochschulreife in Verbindung mit einer Aus­
bildung nach BBiG oder HwO 

08-03: Abgangszeugnis im Bildungsgang zum Erwerb der 
Fachhochschulreife in Verbindung mit einer Ausbil­
dung nach BBiG oder HwO 

08-04: Zeugnis der Fachhochschulreife in Verbindung mit ei­
ner Ausbildung nach BBiG oder HwO 

Anlage 09 - Förderschule: 

09-01: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 1 und 2 (bei schriftlichen Informationen zur 
Lernentwicklung auch der Jahrgangsstufen 3 und 4) 
der Allgemeinen Förderschule 

09-02: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 1 und 2 (bei 
schriftlichen Informationen zur Lernentwicklung auch 
der Jahrgangsstufen 3 und 4) der Allgemeinen Förder­
schule 

09-03: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 3 und 4 der Allgemeinen Förderschule 

09-04: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 3 und 4 der 
Allgemeinen Förderschule 

09-05: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 5 und 6 der Allgemeinen Förderschule 

09-06: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 5 und 6 der 
Allgemeinen Förderschule 

09-07: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Jahrgangs­
stufen 7 bis 10 der Allgemeinen Förderschule 

09-08: Überweisungszeugnis der Jahrgangsstufen 7 bis 10 der 
Allgemeinen Förderschule 

09-09: Abgangszeugnis der Allgemeinen Förderschule 

09-10: Abschlusszeugnis der Allgemeinen Förderschule 

09-11: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Förderschule 
für geistig Behinderte 

09-12: Überweisungszeugnis der Förderschule für geistig Be­
hinderte 

09-13: Abschlusszeugnis der Förderschule für geistig Behin­
derte 

Anlage 10 - Zweiter Bildungsweg: 

10-01: Zeugnis des Vorkurses in Bildungsgängen des Zweiten 
Bildungsweges 

10-11: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr des Bildungs­
ganges zum nachträglichen Erwerb der Fachoberschul­
reife 

10-12: Abgangszeugnis des Bildungsganges zum nachträg­
lichen Erwerb der Fachoberschulreife 

10-13: Abschlusszeugnis des Bildungsganges zum nachträg­
lichen Erwerb der Fachoberschulreife 

10-21: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Einfüh­
rungsphase des Bildungsganges zum nachträglichen 
Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 

10-22: Abgangszeugnis der Einführungsphase des Bildungs­
ganges zum nachträglichen Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife 

10-23: Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr der Hauptphase 
des Bildungsganges zum nachträglichen Erwerb der 
allgemeinen Hochschulreife 

10-24: Abgangszeugnis der Hauptphase des Bildungsganges 
zum nachträglichen Erwerb der allgemeinen Hoch­
schulreife 

10-25: Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife an der Abend­
schule 

10-26: Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife am Kolleg 

10-31 Zeugnis über die Einzelfachteilnahme im Telekolleg 

10-32: Zeugnis zum Trimester im Telekolleg 

10-33: Zeugnis der Fachoberschulreife im Telekolleg 

10-34: Zeugnis der Fachhochschulreife im Telekolleg 

Anlage 11 - Nichtschülerprüfungen für allgemeinbildende Ab­
schlüsse: 

11-01: Zeugnis über den Erwerb eines Abschlusses der 
Sekundarstufe I durch eine Nichtschülerprüfung 

11-11: Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife für Nicht­
schüler 

11-21: Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife für Schülerin­
nen und Schüler an Waldorfschulen 

11-31: Bescheinigung über den Erwerb des Latinum/Graecum 
durch eine Nichtschülerprüfung 
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Anlage 12 - Sonstige: 

12-11: Bescheinigung über die nicht bestandene Probezeit in 
den Bildungsgängen der Berufsfachschule 

12-21: Bescheinigung über den Erwerb des Latinum/Graecum 
durch eine Ergänzungsprüfung 

12-22: Bescheinigung über Teilnahme an einer nichtbestande­
nen Ergänzungsprüfung zum Erwerb des Latinum/ 
Graecum 

12-31: Bescheinigung über den Erwerb der Fachhochschulrei­
fe 

12-41: Bescheinigung über die Teilnahme und das Nichtbeste­
hen einer Nichtschülerprüfung 

Anlage 13 – Zweisprachige Zeugnisse für Schulen im Sied­
lungsgebiet der Sorben (Wenden) 

13-01: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Jahrgangsstufe 1 (bei schriftlichen Informationen 
zur Lernentwicklung auch der Jahrgangsstufen 2 bis 4) 

13-02: Zweisprachiges Überweisungszeugnis der Jahrgangs­
stufe 1 (bei schriftlichen Informationen zur Lernent­
wicklung auch der Jahrgangsstufen 2 bis 4) 

13-03: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Jahrgangsstufen 2 bis 4 

13-04: Zweisprachiges Überweisungszeugnis der Jahrgangs­
stufen 2 bis 4 

13-05: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Jahrgangsstufen 5 und 6 

13-06: Zweisprachiges Überweisungszeugnis der Jahrgangs­
stufen 5 und 6 

13-11: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
in der Sekundarstufe I des Gymnasiums 

13-12: Zweisprachiges Überweisungszeugnis in der Sekundar­
stufe I des Gymnasiums 

13-13: Zweisprachiges Abgangszeugnis in der Sekundarstufe I 
des Gymnasiums 

13-14: Zweisprachiges Abschlusszeugnis in der Sekundarstufe 
I des Gymnasiums 

13-21: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Realschule 

13-22: Zweisprachiges Überweisungszeugnis der Realschule 

13-23: Zweisprachiges Abgangszeugnis der Realschule 

13-24: Zweisprachiges Abschlusszeugnis der Realschule 

13-31: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Jahrgangsstufen 7 und 8 der Gesamtschule 

13-32: Zweisprachiges Überweisungszeugnis der Jahrgangs­
stufen 7 und 8 der Gesamtschule 

13-33: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Jahrgangsstufen 9 und 10 der Gesamtschule 

13-34: Zweisprachiges Überweisungszeugnis der Jahrgangs­
stufen 9 und 10 der Gesamtschule 

13-35: Zweisprachiges Abgangszeugnis der Jahrgangsstufen 9 
und 10 der Gesamtschule 

13-36: Zweisprachiges Abschlusszeugnis in der Sekundarstufe 
I der Gesamtschule 

13-41: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe 

13-42: Zweisprachiges Abgangszeugnis der Einführungsphase 
der gymnasialen Oberstufe 

13-43: Zweisprachiges Zeugnis zum Schulhalbjahr/Schuljahr 
der Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe 

13-44: Zweisprachiges Abgangszeugnis der Qualifikations­
phase der gymnasialen Oberstufe 

13-45: Zweisprachiges Zeugnis der allgemeinen Hochschul­
reife 

Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

1 - Formulare 

(1) Die Formulare für schulische Zeugnisse und zeugnisähnli­
che Bescheinigungen (Zeugnisse) sind im Format DIN A 4 zu 
fertigen. Sofern ein Zeugnis aus drei oder vier Seiten besteht, 
ist es im Format DIN A 3, gefaltet auf DIN A 4, zu fertigen. Es 
können abweichend zwei getrennte Blätter im Format DIN A 4, 
die vorn und hinten entsprechend den Vorgaben der jeweiligen 
Seiten zu beschreiben sind, verwendet werden. In diesem Fall 
sind die Blätter oben links nach hinten zu falten und zu heften. 
Auf der letzten Seite ist das Zeugnis so zu siegeln, dass das 
Siegel auch die Faltung erfasst. Zeugniskarten sind im Format 
DIN A 4 gefaltet auf DIN A 5 zu fertigen. Text und Darstel­
lung, die Reihenfolge der Angaben und deren Anordnung wird 
durch die Musterformulare in den Anlagen verbindlich festge­
legt. In den Mustern kursiv dargestellte Angaben sind in Nor­
malschrift nur zu verwenden, sofern sie benötigt werden. 

(2) Zeugnisse enthalten das Landeswappen. Das Wappen ist im 
Schwarzweiß- oder Mehrfarbdruck zu verwenden. Für die Ge­
staltung gelten die Bestimmungen des Hoheitszeichengesetzes. 
Ersatzschulen verwenden die Formulare ohne das Landeswap­
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pen oder eigene Formulare. Anerkannte Ersatzschulen können 
das Landeswappen verwenden, wenn dies zuvor dem für Schu­
le zuständigen Ministerium angezeigt wurde. Verwenden Er­
satzschulen eigene Formulare, so bedürfen diese für Ab­
schluss-, Abgangs- und Überweisungszeugnisse der Genehmi­
gung durch das für Schule zuständige Ministerium. 

(3) Die Formulare sind vom Schulträger zur Verfügung zu stel­
len. Statt vorgefertigter Formulare können auch entsprechende 
urkundenechte, insbesondere durch Laserdrucker erstellte 
Computerausdrucke auf weißem Papier verwendet werden. Für 
Abschlusszeugnisse kann Urkundenpapier (Elefantenhaut) ver­
wendet werden. 

2 - Allgemeine Form- und Gestaltungsvorschriften 

(1) Alle Zeugnisse sind mit urkundenechten Schreibmitteln 
handschriftlich oder durch entsprechende urkundenechte Com­
puteraus- oder -eindrucke auszufertigen. Die Zeugnisausferti­
gung ist Aufgabe der Klassenlehrkraft oder der Tutorin oder 
des Tutors. Die Schulleitung kann abweichende Regelungen 
treffen. Es sind alle im Formular geforderten Angaben einzu­
tragen. Die Möglichkeit nachträglicher Zusätze ist durch ent­
sprechende Schreibweise oder Streichung auszuschließen. Bei 
alternativen Setzungen ist Nichtzutreffendes zu streichen. 

(2) Auf dem Zeugnis kann neben dem Namen und der amt­
lichen Bezeichnung ein ergänzender Hinweis auf das Profil 
oder die besondere Prägung der Schule aufgenommen werden, 
wenn das staatliche Schulamt die Genehmigung zur Verwen­
dung dieses Hinweises auf dem Zeugnis  erteilt hat. Das staatli­
che Schulamt hat bei der Genehmigung die Übersichtlichkeit 
und die Eindeutigkeit des Zeugnisses zu beachten. 

(3) In Zeugnissen darf weder radiert noch anderweitig korri­
giert werden. Wird vor Ausgabe des Zeugnisses ein Fehler ent­
deckt, ist ein neues Zeugnis auszufertigen. Stellt sich ein Feh­
ler erst nach Ausgabe des Zeugnisses heraus, ist das fehlerhafte 
Zeugnis einzuziehen und ein neues Zeugnis zu erstellen. In 
Zeugniskarten (Anlage 04-01) kann der Fehler korrigiert wer­
den. Auf die Korrektur ist unter „Bemerkungen“ hinzuweisen. 

(4) Sind Eintragungen auf dem Zeugnisformular nicht vollstän­
dig unterzubringen, ist ein Beiblatt gemäß den Vorgaben in An­
lage 1 zu verwenden. 

3 - Unterschriftsberechtigung 

(1) Zeugnisse werden von der Schulleiterin oder dem Schullei­
ter und von der Klassenlehrkraft oder der Tutorin oder dem Tu­
tor eigenhändig in blauer Farbe unterschrieben. Abschluss­
zeugnisse, die aufgrund einer bestandenen Prüfung erteilt wer­
den, werden von der den Vorsitz des Prüfungsausschusses füh­
renden Person und der Schulleiterin oder dem Schulleiter ei­
genhändig in blauer Farbe unterschrieben. Dies gilt nicht für 
Abschlusszeugnisse der Sekundarstufe I. Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter kann die Stellvertreterin oder den Stellver­
treter oder ein anderes Mitglied der Schulleitung beauftragen, 
die Zeugnisse mit dem Zusatz in Vertretung in der Form „i. V.“ 

zu unterschreiben. Es ist in jedem Fall sicher zu stellen, dass 
ein Zeugnis von zwei unterschiedlichen Personen unterschrie­
ben wird. Ist die Unterschriftsberechtigung nicht sichergestellt, 
bestimmt das staatliche Schulamt eine Person. 

(2) Führt die Person, die auf einem Zeugnisformular für die 
Schulleitung oder als gemäß § 1 Abs. 3 der ZBW-Verordnung 
beauftragte Lehrkraft für einen schulabschlussbezogenen Lehr­
gang an einer Weiterbildungseinrichtung in kommunaler Trä­
gerschaft unterschriftsberechtigt ist, gleichzeitig den Vorsitz ei­
nes Prüfungsausschusses, unterschreibt an dieser Stelle die 
Stellvertreterin oder der Stellvertreter mit dem vorangestellten 
Zusatz „i. V.“. 

(3) Ist eine zur Unterschrift auf einem Zeugnis verpflichtete 
Person mit der oder dem Betroffenen gemäß § 20 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes des Landes Brandenburg verwandt, so 
muss die Unterschrift durch eine andere dazu berechtigte Per­
son mit dem vorangestellten Zusatz in Vertretung in der Form 
„i. V.“ geleistet werden. 

(4) Wird ein Zeugnis oder eine Bescheinigung vom staatlichen 
Schulamt ausgestellt, unterschreibt die zuständige Schulrätin 
oder der zuständige Schulrat. Zeugnisse von schulabschluss­
bezogenen Lehrgängen an einer Weiterbildungseinrichtung in 
kommunaler Trägerschaft unterschreibt die beauftragte Lehr­
kraft. 

(5) An Oberstufenzentren werden Zeugnisse zum Ende des 
Schulhalbjahres und zum Ende des Schuljahres von der Abtei­
lungsleiterin oder dem Abteilungsleiter und der Klassenlehr­
kraft unterzeichnet. 

4 - Form der Eintragung von Leistungen 

(1) Zeugnisnoten werden als Ziffern eingetragen. Punktzahlen 
werden stets zweistellig angegeben. In Zeugnissen der Gesamt­
schule ist in fachleistungsdifferenzierten Fächern vor dem 
Wort „-Kurs“ der Buchstabe „E“ bei belegtem Erweiterungs­
kurs im Fach oder der Buchstabe „G“ bei belegtem Grundkurs 
im Fach einzufügen. 

(2) Sofern im Zeugnisformular keine Fächer oder Lernfelder 
eingefügt sind, werden diese entsprechend der Reihenfolge in 
der Stundentafel für den jeweiligen Bildungsgang eingetragen. 
Es sind alle in dem jeweiligen Schulhalbjahr oder Schuljahr be­
legten Fächer oder gemäß den Bestimmungen der jeweiligen 
Rechtsverordnung für den Bildungsgang (Bildungsgangverord­
nung) als verbindlich bewertete Unterrichtsformen einzutra­
gen. Gegebenenfalls muss hierfür eine zusätzliche Zeile vorge­
sehen werden. 

(3) Werden Fächer im halbjährigen Epochenunterricht erteilt, 
ist auf dem Zeugnis nach der Fachbezeichnung stets der Zusatz 
„(epochal)“ anzufügen. Erfolgt im ersten Schulhalbjahr kein 
Unterricht, ist das Bewertungsfeld durch einen Strich zu ent­
werten. Erfolgt im zweiten Schulhalbjahr kein Unterricht, so 
ist die Note aus dem ersten Schulhalbjahr zu übernehmen. 

(4) Die Stelle der Note wird durch einen Strich entwertet, wenn 
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a)	 eine Befreiung vom Unterricht im jeweiligen Fach vor­
liegt, 

b)	 die Leistungen einer Schülerin oder eines Schülers aus 
Gründen längerer unverschuldeter Abwesenheit in einem 
Fach nicht im für die Zeugnisnote ausreichenden Umfang 
bewertet werden können, 

c)	 Fächer aus schulorganisatorischen Gründen nicht oder 
nicht in dem Umfang erteilt werden, der eine Beurteilung 
der Leistung ermöglicht oder 

d) 	 eine Leistungsbewertung gemäß den Bestimmungen der je­
weiligen Bildungsgangverordnung oder der Eingliede­
rungsverordnung nicht erfolgte. 

(5) Wird mit dem Erwerb der allgemeinen Hochschulreife das 
Latinum oder Graecum erworben, erfolgt eine entsprechende 
Eintragung auf der Anlage 03-05 unter Nummer 4. 

(6) Für die Feststellung des Erwerbs des schulischen Teils der 
Fachhochschulreife in den Bildungsgängen zum Erwerb und 
zum nachträglichen Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
werden in den festgelegten Fächern die jeweils erreichten 
Punkte der beiden Kurse in Klammern gesetzt, die zur Ermitt­
lung der Punktsumme hinzugezogen wurden. 

(7) Zeugnisse an der Förderschule für geistig Behinderte ge­
mäß § 10 Abs. 3 der Sonderpädagogik-Verordnung enthalten 
Beschreibungen der allgemeinen Persönlichkeitsentwicklung 
und der erreichten Lernfortschritte in Bezug auf alle in den 
Unterrichtsvorgaben enthaltenen Lernfelder. Die Darstellung 
der Lernfortschritte für die einzelne Schülerin oder den einzel­
nen Schüler erfolgt im direkten Vergleich mit den Lernzielen, 
die im individuellen Förderplan beschrieben worden sind. Ne­
gative Wertungen sind zu vermeiden. 

5 - Weitere allgemeine Eintragungen 

(1) In das Zeugnis können eingetragen werden oder sind auf 
Wunsch der dazu berechtigten Person unter Bemerkungen ein­
zutragen 

a) der Erwerb 

aa) eines vor der Wiederholung der Jahrgangsstufe 10 er­
reichten höherwertigen Abschlusses, 

bb) von gleichgestellten Abschlüssen der Sekundarstufe I 
in beruflichen Bildungsgängen, 

cc) von Fremdsprachenkenntnissen durch eine Feststel­
lungsprüfung aufgrund der Eingliederungsverordnung 
gemäß Anlage 1, 

dd) des schulischen Teils der Fachhochschulreife auf Ab­
gangszeugnissen der Qualifikationsphase im Bildungs­
gang der gymnasialen Oberstufe und im Bildungsgang 
zum nachträglichen Erwerb der allgemeinen Hoch­
schulreife im Zweiten Bildungsweg, einschließlich der 

erreichten Gesamtpunktzahl und der mit einer Stelle 
hinter dem Komma ermittelten Durchschnittsnote, 

b) die Teilnahme an 

aa) Arbeitsgemeinschaften und Schülerwettbewerben, 

bb) Begegnung mit fremden Sprachen im Bildungsgang 
der Grundschule und der Allgemeinen Förderschule, 

cc) erweitertem Fremdsprachenunterricht, bilingualem 
oder sorbischem (wendischem) Unterricht im Sachfach 
gemäß Anlage 1, 

dd) Förderunterricht auf Wunsch der Eltern oder volljähri­
gen Schülerinnen und Schüler, 

ee) muttersprachlichem Ergänzungsunterricht, 

ff) einem Vorkurs für den Bildungsgang, 

gg) Hausunterricht oder Krankenhausunterricht gemäß An­
lage 1, 

c) die Dauer der Belegung der zweiten und gegebenenfalls 
dritten Fremdsprache auf Abgangs- und Abschlusszeug­
nisse der Sekundarstufe I sowie auf Abgangszeugnissen 
der gymnasialen Oberstufe gemäß Anlage 1, 

d) Erläuterungen zu einzelnen Leistungen, insbesondere bei 
der Teilnahme an Fördermaßnahmen für Schülerinnen und 
Schüler mit einer Lese- und Rechtschreibschwierigkeit ge­
mäß Nummer 3 Abs. 4 und Nummer 5 Abs. 3 der VV-LRS 
oder zu Einstufungen gemäß Anlage 1, soweit dies durch 
eine Bildungsgangverordnung zugelassen ist, 

e) Erläuterungen für die fehlende Leistungsbewertung in ei­
nem Fach gemäß Nummer 4 Abs. 4, 

f) Festlegungen der Schulbehörden im Rahmen einer Ausnah­
meentscheidung im Einzelfall gemäß einer Bildungsgang­
verordnung, 

g) eine Feststellung gemäß Nummer 8 Abs. 2, 

h) die Möglichkeit der Wiederholung einer nicht bestandenen 
Prüfung, 

i) die Übernahme von Funktionen in Mitwirkungsgremien 
auf Wunsch der Eltern oder volljährigen Schülerinnen und 
Schüler, 

j) die Dauer der Beurlaubung für einen höchstens einjährigen 
Schulbesuch im Ausland auf dem Zeugnis zum Schuljahr 
oder zum Schulhalbjahr, in das die Beurlaubung fiel, 

k) der Erwerb eines anerkannten Fremdsprachenzertifi­
kats, 

l) die Wiederholung der Jahrgangsstufe 10 auf Antrag der El­
tern oder der volljährigen Schülerinnen und Schüler, 
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m) in der Sekundarstufe I die Fächer der mündlichen Prüfun­
gen, der freiwilligen Zusatzprüfungen oder das Thema der 
anderen Prüfungsform auf Wunsch der Eltern oder der 
volljährigen Schülerinnen und Schüler, 

n)	 die Übernahme einer Note aus der Einzelfachteilnahme am 
Telekolleg gemäß § 7 Abs. 2 der Telekollegverordnung, 

o)	 die Vorversetzung in die Jahrgangsstufe 11, sofern ein Ab­
schlusszeugnis zu erteilen ist, 

p)	 der Vermerk über die Versetzung oder Nichtversetzung in 
die Jahrgangsstufe 12 auf dem Abgangszeugnis der Einfüh­
rungsphase der gymnasialen Oberstufe (Anlage 03-04), 
wenn der Abgang zu einem Zeitpunkt erfolgt, an dem diese 
Entscheidung vorliegt oder 

q) 	die Begründung für eine Versetzung gemäß § 12 Abs. 5 
Satz 2 der Grundschulverordnung. 

(2) Versäumte Unterrichtstage und Unterrichtsstunden sind 
einzutragen. Eine Kumulation versäumter Unterrichtsstunden 
zu Unterrichtstagen ist unzulässig. Auf Abgangs- und 
Abschlusszeugnissen und gleichartigen Bescheinigungen sind 
Unterrichtsversäumnisse nicht auszuweisen, sofern dies nicht 
ausdrücklich auf den in den Anlagen beigefügten 
Musterformularen vorgesehen ist. 

(3) In Bildungsgängen an Oberstufenzentren können unter Be-
merkungen neben den in Absatz 1 möglichen Eintragungen 
aufgenommen werden 

a)	 die Teilnahme an fachpraktischen Ausbildungen in beruf­
lichen Bildungsgängen und deren Ergebnis in der Form der 
Feststellung „erfolgreich/nicht erfolgreich besucht“, sofern 
sie relevant sind für Versetzungen und Abschlüsse, 

b)	 der Abgang aus einer Stufenausbildung gemäß § 8 Abs. 4 
Satz 2 der Berufsschulverordnung, 

c)	 die Anrechnung von Leistungen aus einem vorangegange­
nen Fachschulbildungsgang gemäß Anlage 1, 

d)	 der „Besuch des Bildungsgangs zum Erwerb der allgemei­
nen Hochschulreife“ auf allen Zeugnissen der gymnasialen 
Oberstufe, wenn dieser in einem Oberstufenzentrum be­
sucht wird, um eine Verwechslung mit anderen Bildungs­
gängen zu vermeiden, 

e)	 die Erlangung einer Zusatzqualifikation gemäß § 3 Satz 2 
der Berufsschulverordnung entsprechend der Stundentafel 
auf der Zeugniskarte sowie dem Abgangs- oder Abschluss­
zeugnis gemäß Anlage 1. 

6 - Ausgabe und Verwahrung 

(1) Zeugnisse und Bescheinigungen sind in Urschrift auszu-
händigen. Eine Kopie ist zu den Schülerakten zu nehmen. Ko­
pien sind als solche zu kennzeichnen. 

(2) Abgangs- und Abschlusszeugnisse sind zusammen mit ei­
ner beglaubigten Kopie auszugeben. Eine Kopie ist zu den 
Schülerakten zu nehmen. 

(3) Zeugnisse erhalten das Datum des Ausgabetages, sofern in 
Bildungsgangverordnungen nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Zeugnisse werden am letzten Unterrichtstag der Klasse 
oder des Kurses im Schulhalbjahr, nach Beendigung der Prü­
fungen oder unverzüglich nach erfolgter Nachprüfung ausge­
geben. In begründeten Einzelfällen kann ein Zeugnis auch vor­
zeitig ausgegeben werden, sofern es gemäß der Bildungsgang­
verordnung erstellbar ist. 

(5) Ist am Tage der Zeugnisausgabe eine Schülerin oder ein 
Schüler aufgrund von Beurlaubung, Krankheit oder anderen 
nicht selbst zu vertretenden Gründen nicht anwesend, so ist das 
Zeugnis den Eltern oder bei Volljährigkeit der Schülerin oder 
dem Schüler in einem verschlossenen Umschlag zu übermit­
teln. 

(6) Sollte auf Grund einer Beanstandung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters gegen einen Beschluss der Klassenkonferenz 
die endgültige Entscheidung der Schulbehörde zum Zeitpunkt 
der Zeugnisausgabe noch ausstehen, wird das Zeugnis erst 
nach Vorliegen dieser Entscheidung ausgehändigt. 

(7) Ist zum Zeitpunkt der Aushändigung des Zeugnisses bereits 
eine Nachprüfung anberaumt, wird am Ausgabetag kein Zeug­
nis erteilt. Wurde bereits ein Zeugnis ausgegeben, ist es vor 
Ausgabe des auf Grund der Nachprüfung zu erteilenden Zeug­
nisses einzuziehen. 

(8) Bei Zeugnissen zum Schulhalbjahr oder zum Schuljahr ist
die Kenntnisnahme durch die Eltern bei minderjährigen Schü­
lerinnen und Schülern sowie durch die Ausbildungsstätte bei 
Schülerinnen und Schülern in einem Ausbildungsverhältnis 
von der Klassenlehrkraft zu überprüfen. 

7 - Ersatz von Zeugnissen 

(1) Ersatz für zerstörte oder abhanden gekommene Zeugnisse 
sowie Ausfertigungen für Zeugnisse bei Namensänderung, so­
weit für diese ein besonderes Interesse vorliegt, wird auf An­
trag durch die das Original ausstellende Schule gefertigt. Exis­
tiert die ausstellende Schule nicht mehr, erfolgt die Ausferti­
gung durch das staatliche Schulamt, in dessen Aufsichtsbereich 
die ausstellende Schule lag. 

(2) Sind Zweitschriften, Kopien oder Durchschriften nicht vor­
handen, so fertigt das staatliche Schulamt anhand sonstiger 
Unterlagen wie Notenbüchern und Prüfungsunterlagen eine 
Ausfertigung, wenn eine eindeutige Rekonstruktion möglich 
ist. 

(3) Über die Bezeichnung des Zeugnisses ist der Begriff „Aus­
fertigung“ zu setzen. Auf der letzten Seite ist die Formulierung 
„Diese Ausfertigung des Zeugnisses ist aufgrund folgender 
Unterlagen ausgestellt worden:“ aufzunehmen. Die Unterlagen 
sind anzugeben. Die Ausfertigung ist zu siegeln, mit Ort und 
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Datum der Ausfertigung zu versehen und durch die ausstellen­
de Person eigenhändig in blauer Farbe zu unterschreiben. 

Abschnitt 2 
Besondere Vorschriften für die einzelnen Zeugnisarten 

8 - Zeugnisse zum Schulhalbjahr 

(1) Schülerinnen und Schüler erhalten zum Ende eines Schul-
halbjahres ein Zeugnis, soweit nicht durch die jeweilige Bil­
dungsgangverordnung eine abweichende Bestimmung getrof­
fen oder zugelassen wird. 

(2) Ist die Versetzung bereits zu diesem Zeitpunkt gefährdet, so 
ist ein entsprechender Hinweis unter „Bemerkungen“ aufzu­
nehmen, bei zweimaliger Nichtversetzung gegebenenfalls auch 
der Hinweis auf ein mögliches Verlassen des Bildungsganges 
oder der Schulform. Das weitere Verfahren richtet sich nach 
den Bestimmungen der jeweiligen Bildungsgangverordnung. 

(3) Wird bereits zu diesem Zeitpunkt eine Entscheidung über 
einen Rücktritt, das Überspringen einer Jahrgangsstufe oder ei­
ne Vorversetzung getroffen, ist entsprechend Nummer 9 Abs. 3 
oder 4 der Vermerk über die Vorversetzung oder das Übersprin­
gen unter Hinzufügung des jeweiligen Schulhalbjahres einzu­
tragen. Ein Rücktritt ist durch Ergänzung „Rücktritt in Jahr­
gangsstufe“ und Streichung von Nichtzutreffendem an der glei­
chen Stelle des Zeugnisses zu vermerken. Erfolgt die Entschei­
dung der Klassenkonferenz erst nach Ausgabe des Halbjahres­
zeugnisses, wird ein neues Zeugnis mit dem neuen Ausgabeda­
tum ausgegeben 

9 - Zeugnisse zum Schuljahr 

(1) Schülerinnen und Schüler erhalten zum Ende des Schuljah-
res ein Zeugnis. 

(2) Das zweite Schulhalbjahr ist nur auf den entsprechenden 
Zeugnissen des Bildungsganges der gymnasialen Oberstufe an­
zugeben. In den anderen Bildungsgängen ist die Halbjahres­
angabe zu streichen. 

(3) Der Vermerk über die Versetzung erhält in allen Bildungs­
gängen nur die Formulierung „versetzt“ oder „nicht versetzt“ 
oder zusätzlich in den Bildungsgängen der Sekundarstufe I die 
Formulierung „vorversetzt in die Jahrgangsstufe ___“ oder 
„querversetzt in die Jahrgangsstufe ___“. 

(4) Der Vermerk über das Aufrücken in allen Bildungsgängen 
erhält die Formulierung „aufgerückt“, „wiederholt“ oder 
„überspringt“. 

(5) Eine Ausnahmeentscheidung gemäß § 27 Abs. 6 Satz 2 der 
Sekundarstufe I-Verordnung wird schriftlich zu dem Zeugnis 
in die Schülerakte genommen, auf dem die Nichtversetzung 
bescheinigt wurde. Die Entscheidung ist den Eltern schriftlich 
zu übermitteln. 

10 - Überweisungszeugnisse 

(1) Ein Überweisungszeugnis wird ausgestellt, wenn die Schü­
lerin oder der Schüler innerhalb einer Schulstufe die Schule 
wechselt und seit der letzten Zeugniserstellung wenigstens drei 
Monate vergangen sind. In den Bildungsgängen der Sekundar­
stufe II wird ein Überweisungszeugnis erst ausgestellt, wenn 
die Fortführung des Schulbesuchs durch eine schriftliche Auf­
nahmebestätigung der aufnehmenden Schule nachgewiesen 
wird. 

(2) Im Bildungsgang der gymnasialen Oberstufe wird jeweils 
das Zeugnis gemäß den Anlagen 03-02 oder 03-04 verwendet 
und die Überschrift „Abgangszeugnis“ in die Überschrift 
„Überweisungszeugnis“ geändert. 

(3) An Oberstufenzentren kann im Bildungsgang zum Erwerb 
des schulischen Teils einer Berufsausbildung nach dem Berufs­
bildungsgesetz oder der Handwerksordnung  auch die Zeugnis­
karte verwendet werden, wenn der Schulwechsel zum Schul­
jahresende erfolgt und der Bildungsgang nicht gewechselt 
wird. 

11 - Abschluss- und Abgangszeugnisse 

(1) In ein Abgangszeugnis, das innerhalb der ersten drei Mona­
te nach der Ausgabe eines Jahres- oder Halbjahreszeugnisses 
ausgegeben werden soll, werden in der Regel die Noten des 
vorangegangenen Zeugnisses übertragen. 

(2) Ein Abschlusszeugnis erhält, wer einen Bildungsgang er­
folgreich abgeschlossen hat oder eine Abschlussprüfung be­
standen hat und die Schule verlässt. In der Sekundarstufe I gilt 
dies, wenn ein nach der Jahrgangsstufe 10 erreichbarer Ab­
schluss erlangt wurde. 

(3) Schülerinnen und Schüler, die im gemeinsamen Unterricht 
nach den Rahmenlehrplänen der Allgemeinen Förderschule 
unterrichtet wurden, erhalten auch dann ein Abschlusszeugnis 
der allgemeinen Schule, wenn dort der Abschluss der Allge­
meinen Förderschule erreicht wurde. Dieser Abschluss ist an 
der für die Abschlüsse der besuchten Schulform vorgesehenen 
Stelle einzutragen. Name und amtliche Bezeichnung der Schu­
le sind durch die Eintragung „im gemeinsamen Unterricht“ zu 
ergänzen. 

(4) Abschluss- und Abgangszeugnisse dürfen unter „Bemer­
kungen“ keine Eintragungen enthalten, die für die Schülerin 
oder den Schüler nachteilig sein können. 

(5) In Abschluss- und Abgangszeugnissen ist der jeweils er­
reichte Abschluss einzutragen. Dies gilt nur dann, wenn dieser 
oder ein höherwertiger Abschluss nicht bereits vorher erwor­
ben wurde. Die in den Formularen kursiv vorgegebenen For­
mulierungen sind zu verwenden. 

(6) Wird nach Ausgabe eines Abschluss- oder Abgangszeugnis­
ses die Wiederholung der letzten Jahrgangsstufe an einer Schu­
le gestattet, so ist dieses Zeugnis einzuziehen und durch ein 
Zeugnis zum Schuljahr zu ersetzen. Bereits vergebene Ab­
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schlüsse sind unter Bemerkungen aufzunehmen. Wird im 
Wiederholungsjahr ein gleich- oder höherwertiger Abschluss in 
der Sekundarstufe I nicht erworben, so ist ein Abschluss- oder 
Abgangszeugnis mit dem im vorherigen Schuljahr erreichten 
Abschluss zu erteilen und unter Bemerkungen auf das Zeugnis 
mit dem höherwertigen Abschluss hinzuweisen. 

(7) Abschluss- und Abgangszeugnisse erhalten das Schulsiegel, 
soweit nicht das Siegel einer Schulbehörde zu setzen ist. 

(8) An Oberstufenzentren sind in den beruflichen Bildungsgän­
gen auch die Fächer einzutragen, die bereits in vorangegange­
nen Schuljahren abgeschlossen wurden. 

12 - Bescheinigung der Fachhochschulreife 

(1) Wer ein Abgangszeugnis der Bildungsgänge zum Erwerb 
oder zum nachträglichen Erwerb der allgemeinen Hochschul­
reife mit dem Erwerb des schulischen Teils der Fachhochschul­
reife besitzt und eine für die Anerkennung ausreichende beruf­
liche Bildung nachweisen kann, erhält auf Antrag vom staat­
lichen Schulamt, in dessen Aufsichtsbereich die Wohnung 
liegt, eine Bescheinigung über den Erwerb der Fachhochschul­
reife. Dem Antrag sind das Abgangszeugnis und entsprechende 
Nachweise über die ausreichende berufliche Bildung beizufü­
gen. 

(2) Als ausreichende berufliche Bildung werden anerkannt 

a)	 eine abgeschlossene Berufsausbildung nach Berufsbil­
dungsgesetz, Handwerksordnung oder Landesrecht, 

b)	 eine mindestens einjährige berufliche Tätigkeit oder ein 
mindestens einjähriges berufliches Praktikum in einem 
Betrieb, einer Behörde oder einer sonstigen geeigneten 
Einrichtung mit einem Mindestumfang von 960 Stunden 
oder 

c)	 ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr im Umfang 
von mindestens zwölf Monaten. 

Ein abgeleisteter freiwilliger Wehr- oder Zivildienst ist mit 
höchstens sechs Monaten und 480 Stunden auf eine einjährige 
berufliche Tätigkeit oder ein einjähriges berufliches Praktikum 
gemäß Buchstabe b anzurechnen. 

13 - Sonstige schulische Zeugnisse 
und zeugnisähnliche Bescheinigungen 

(1) Über eine bestandene Prüfung zum Erwerb des Latinums 
oder des Graecums wird eine Bescheinigung ausgestellt. 

(2) Bescheinigungen werden gemäß den Musterformularen in 
Anlage 12 erteilt. Sie dokumentieren die Teilnahme an Prü­
fungen oder anderen schulischen Veranstaltungen oder geben 
zusätzliche Informationen, die getrennt von Zeugnissen verge­
ben werden können. Sofern eine nicht bestandene Prüfung 
wiederholt werden darf, ist dies auf der Bescheinigung zu ver­
merken. 

14 – Zeugnisse an Schulen im Siedlungsgebiet der Sorben 
(Wenden) 

(1) Schulen im Siedlungsgebiet der Sorben (Wenden), an de­
nen die sorbische (wendische) Sprache gemäß § 5 des Bran­
denburgischen Schulgesetzes gelehrt wird, erteilen in der 
Grundschule, den Schulen der Sekundarstufe I sowie in den 
Schulen mit gymnasialer Oberstufe zweisprachige Zeugnisse 
gemäß den Mustern in Anlage 13. Auf Antrag der Schülerinnen 
und Schüler oder bei Minderjährigen auf Antrag der Eltern 
können rein deutschsprachige Zeugnisse erteilt werden.  

(2) Die Bezeichnungen für Abschlüsse der Sekundarstufe I auf 
den Abgangs- und Abschlusszeugnissen werden um die jeweili­
ge sorbische (wendische) Bezeichnung wie folgt ergänzt: 

a)	 „einen der Berufsbildungsreife gleichgestellten Abschluss / 
powolańskej kublańskej zdrjalosći rownostajone wot­
zamknjenje“, 

b) 	„die erweiterte Berufsbildungsreife / rozqyrjonu po-
wolańsku kublańsku zdrjalosć“, 

c)	 „einen der erweiterten Berufsbildungsreife gleichgestellten 
Abschluss / rozqyrjonej powolańskej kublańskej zdrjalosći 
rownostajone wotzamknjenje“, 

d)	 „die Fachoberschulreife / fachowu wuqu qulsku zdrjalosc“, 

e)	 „und die Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Ober­
stufe / a wopqawnjenje k absolwfrowanju gymnazialnego 
wuqego schoj ́ze ́nka“. 

Abschnitt 3 
Schlussbestimmungen 

15 - In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 
1. Dezember 1997 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft

a)	 Verwaltungsvorschriften zu § 28 - Zeugnisse der Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung der Fachschulen im Land 
Brandenburg (VV-Zeugnisse APO-FS) vom 25. August 
1994 (ABl. MBJS S. 842) und 

b)	 Verwaltungsvorschriften über Zeugnisse in den Bildungs­
gängen zum nachträglichen Erwerb der Abschlüsse der Se­
kundarstufe I und der allgemeinen Hochschulreife in Ein­
richtungen des Zweiten Bildungsweges (VV-Zeugnisse 
ZBW) vom 26. Mai 1994 (ABl. MBJS S. 518). 

(3) Nicht mehr anzuwenden sind 

a)	 Rundschreiben 5/98 vom 5. Februar 1998 (ABl. MBJS 
S. 119) - Zeugnisse der Nichtschülerprüfung zum Erwerb 
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eines Abschlusses in den Bildungsgängen der Fachschule 
und 

b) Rundschreiben 29/98 vom 5. Februar 1998 (ABl. MBJS 
S. 119) - Ergänzende Bestimmungen  bei der Erteilung 
von Zeugnissen auf der Grundlage der VV-Zeugnisse vom 
1. Dezember 1997 (ABl. MBJS S. 954) vom 4. Juni 1998 
(ABl. MBJS S. 415). 

Potsdam, den 1. Dezember 1997 

Die Ministerin für Bildung, 
Jugend und Sport 

Angelika Peter 

Übergangsbestimmungen der 3. Änderung 

(1) Für Personen, die vor dem 1. August 2002 einen mindestens 
zweijährigen freiwilligen Wehrdienst begonnen haben, wird 
dieser als ausreichende berufliche Bildung gemäß Nummer 12 
Abs. 2 anerkannt. 

(2) Die Formulare für die gymnasiale Oberstufe in den Anla­
gen 03-01 bis 03-05 finden nur Anwendung für Schülerinnen 
und Schüler, für die die Gymnasiale Oberstufe-Verordnung 
vom 1. März 2002 (GVBl. II S. 142) in der jeweils geltenden 
Fassung gilt. Alle anderen Schülerinnen und Schüler erhalten 
Zeugnisse auf der Grundlage der bis zum In-Kraft-Treten die­
ser Verwaltungsvorschriften geltenden Formulare. 

(3) Für Schülerinnen und Schüler, die sich noch in einer Aus­
bildung auf der Grundlage der Berufsfachschulverordnung 
kaufmännische Berufe nach BBiG vom 19. Juni 1997 (GVBl. II 
S. 490) in der jeweils geltenden Fassung befinden, gelten die 
mit diesen Verwaltungsvorschriften außer Kraft getretenen An­
lagen 05-51 bis 05-54 fort. 

(4) Wurde für Schülerinnen und Schüler Religionsunterricht 
erteilt und ist dieser nicht auf dem entsprechenden Zeugnis­
muster vorgesehen, so wird die Note vor den Bemerkungen 
eingetragen. Es ist ein deutlicher Abstand zu den anderen No­
ten zu lassen. Bezüglich der Formulierung sind die Vorgaben in 
den Anlagen 01-01 sowie 01-03 analog anzuwenden. 

(5) Bisher gültige Zeugnisformulare können zum Schulhalb­
jahr im Schuljahr 2002/03 nochaufgebraucht werden, wenn sie 
gemäß den Vorgaben der neuen Zeugnisformulare verändert 
werden. Ausgegebene Zeugniskarten gemäß der bisherigen An­
lage 04-01 werden bis zum Abschluss der Ausbildung weiter 
genutzt. 
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Anlagen 

Anlage 1 

Festgelegte Zeugniseintragungen 

Zu Nummer 2 Abs. 4: 

Unter „Bemerkungen“ wird die folgende Formulierung aufgenommen: 
„Die Fortsetzung der Angaben zur Lernentwicklung / zu den Bemerkungen findet sich auf dem Beiblatt zum Zeugnis vom 
________________________________ .“ 
Datum der Ausfertigung des Zeugnisses 

Auf dem Beiblatt sind die folgenden Eintragungen verbindlich: 
„Beiblatt zum Zeugnis von 

Vorname Name 

geboren am 

ausgefertigt am __________________________________“ 

Das Beiblatt ist mit dem Zeugnis so zu verbinden, dass beide linken oberen Ecken nach hinten gefaltet und gemeinsam ge­
heftet werden. Die Faltung wird mit dem Siegel oder dem Schulstempel überdeckt. Das Siegel ist nur für Zeugnisse ver­
bindlich, in denen eine Siegelung vorgesehen ist. 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe c: 

„Die Note im Fach ________________________ wurde gemäß § 9 Abs. 1 der Eingliederungsverordnung durch eine 
Sprachfeststellungsprüfung ermittelt.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe d : 

„Sie/Er hat gemäß der „Übereinkunft zum Erwerb der Fachhochschulreife (schulischer Teil) in der gymnasialen Oberstu-
fe/im Abendgymnasium/im Kolleg zwischen den Ländern“ den schulischen Teil der Fachhochschulreife mit der 
Gesamtpunktzahl von _______ Punkten und der Durchschnittsnote _____ erworben. Die  für die Ermittlung der Gesamt­
punktzahl ausgewählten Kurse sind in Klammern gesetzt.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe c: 

„Sie/Er hat am erweiterten Unterricht in der Fremdsprache ____________ / am bilingualen Unterricht am sorbischen (wen­
dischen) Unterricht in den Sachfächern ___________________ in den Jahrgangsstufen _____________ teilgenommen.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe g: 

„Sie/Er wurde vom ________ bis zum ___________ im Hausunterricht / Krankenhausunterricht nach den Rahmenlehr­
plananforderungen der Jahrgangsstufe _____ unterrichtet“. 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe c: 

„Sie/Er hat am Unterricht in der 2./3. Fremdsprache in den Jahrgangsstufen ____________________ teilgenommen.“ 

Zu Nummer 5 Abs. 1 Buchstabe d: 

Für Schülerinnen und Schüler, die in der Allgemeinen Förderschule nach den Rahmenlehrplananforderungen einer ande­
ren als der besuchten Jahrgangsstufe unterrichtet wurden, lautet die aufzunehmende Formulierung: 
„Sie/Er wurde nach den Rahmenlehrplananforderungen der Jahrgangsstufe _______ unterrichtet.“ 

Für Schülerinnen und Schüler, die im gemeinsamen Unterricht gefördert wurden, lautet die aufzunehmende Formulierung: 
„Sie/Er wurde nach den Rahmenlehrplananforderungen der Allgemeinen Förderschule unterrichtet.“ 



766 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 14 vom 23. Dezember 2002 

Zu Nummer 5 Abs. 3 Buchstabe c: 

Werden auf Antrag Leistungen aus einem vorangegangenen Fachschulbildungsgang angerechnet, ist wie folgt zu verfah­

ren:


Die betreffenden Fächer erhalten eine Fußnote und die Notenfelder werden durch einen Strich entwertet. Unter Bemerkun­

gen wird eingetragen:


„Die mit der Fußnote __ gekennzeichneten Fächer wurden mit dem Zeugnis der Fachschule __________________

_____________________ vom __________ als abgeschlossen nachgewiesen und gemäß § 4 Abs. 6 der Ausbildungs- und

Prüfungsordnung der Fachschulen vom 17. Mai 1994in der jeweils geltenden Fassung angerechnet.“ 


Zu Nummer 5 Abs. 3 Buchstabe e: 

Es ist folgende Formulierung jeweils aufzunehmen: 

„Die Schülerin/der Schüler hat im Schuljahr ______ am Unterricht zum Erwerb der Zusatzqualifikation „Technische Fach-
wirtin/Technischer Fachwirt“ teilgenommen.“ 

Ausschreibung für eine 2. Ziele


Teilnahme am Modellvorhaben 

„Stärkung der Selbstständigkeit von Schulen“ An einer definierten  Zahl von Schulen soll erprobt wer­

den, wie über erweiterte Entscheidungsbefugnisse der 
Schulen die Qualität der schulischen Arbeit verbessert und 

Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes dadurch insbesondere die Attraktivität der Schule als Lern-

Brandenburg plant ein Modellvorhaben „Stärkung der Selbst­
ständigkeit von Schulen“. Schulen im Land Brandenburg kön­
nen sich nach Maßgabe der nachfolgenden Projektbeschrei­
bung für eine Teilnahme bewerben. 

und Lebensort für die Schülerinnen und Schüler und die 
Einbindung ins Gemeinwesen gesteigert werden kann. Die­
ses soll in folgenden vier Teilbereichen erfolgen: 

1. personalrechtliche Befugnisse, 

1. Gesetzliche Grundlagen 2. Personalmittel und Sachmittel, 
3. wirtschaftliche Tätigkeit und Drittmittel, 

Gemäß § 7 Abs. 1 des Brandenburgischen Schulgesetzes

bestimmen die Schulen im Rahmen der Rechts- und Ver­

waltungsvorschriften ihre pädagogische, didaktische, fach­

liche und organisatorische Tätigkeit selbst. § 7 Abs. 2 gibt

den Schulen auf, ihre pädagogischen Ziele und Schwer­


4. Schulverfassung. 

Die an dem Modellvorhaben teilnehmenden Schulen sollen 
in einem Netzwerk zusammenarbeiten. Sie sollen außer­
schulische Partner, insbesondere Kammern, Berufsverbän­

punkte festzulegen. Schulen müssen durch interne Evalua­
tion regelmäßig das Erreichen dieser Ziele und Schwer­
punkte überprüfen und an den durch die Schulbehörden 

de und Betriebe sowie Partner aus den Bereichen Jugend­
hilfe und Sport einbeziehen. Entscheidend wird es auf die 
Unterstützung durch Schulträger und Schulbehörden ein­

veranlassten externen Evaluationen teilnehmen. Die Schul­
träger sollen gemäß § 7 Abs. 4 den Schulen Entscheidungs­
befugnisse über die Verwendung von Sachmitteln, die 

schließlich deren nachgeordneter Einrichtungen ankom­
men. Deswegen sollen Zielvereinbarungen zwischen dem 
Ministerium, dem staatlichen Schulamt, dem Schulträger 

staatlichen Schulämter gemäß § 7 Abs. 5 über die Verwen- und den teilnehmenden Schulen sowie Kooperationsver­

dung von Personalmitteln einräumen. Bei der Einstellung, einbarungen zwischen den teilnehmenden Schulen und 

Umsetzung und Versetzung von Lehrkräften sind die Schu- außerschulischen Partnern geschlossen werden. 

len gemäß § 67 Abs. 1 zu hören. Einzelne Aufgaben der 
oder des Dienstvorgesetzten sollen gemäß § 71 Abs. 3 auf 
Schulleiterinnen oder Schulleiter übertragen werden. 3. Grundsätze 

Alle notwendigen personalvertretungsrechtlichen Verfah- 3.1 Schulen 

ren werden gemäß Mitteilung 30/02 im regulären Verfah­
ren mit dem Lehrerrat der Schule durchgeführt. Die Zahl der teilnehmenden Schulen wird zunächst auf 
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zwölf begrenzt, es sollen bis zu sechs berufliche und bis zu 
sechs allgemeinbildende Schulen ausgewählt werden. In 
Betracht kommen Oberstufenzentren oder Schulen der Se­
kundarstufe I und II, die in der Sekundarstufe I mindestens 
vierzügig sind. Wünschenswert ist die Teilnahme von meh­
reren Schulen eines Schulträgers. Die Schulen müssen ein 
Schulprogramm haben, das klare Aussagen zur Profilie­
rung der Schule und zum pädagogischen Konzept der Ar­
beit in der Schule enthält und die Erprobung erweiterter 
Entscheidungsbefugnisse umfasst. Sie sollen zur Zu­
sammenarbeit mit den anderen Schulen im Modellvorha­
ben sowie zur internen und externen Evaluation bereit sein. 
Über den Antrag auf Teilnahme an dem Modellvorhaben 
muss die Schulkonferenz der Schule gemäß § 91 Abs. 2 des 
Brandenburgischen Schulgesetzes mit Zustimmung der 
Mehrheit der von der Konferenz der Lehrkräfte in die 
Schulkonferenz entsandten Mitglieder entscheiden. 

3.2 Staatliches Schulamt 

Der Antrag muss von dem zuständigen staatlichen Schul­
amt befürwortet werden. Das staatliche Schulamt muss be­
reit sein, Entscheidungsbefugnisse über die Verwendung 
von Personalmittel in dem erforderlichen Umfang einzu­
räumen, den notwendigen Verwaltungsaufwand bei den in­
neren Schulangelegenheiten zu tragen und die erforderli­
che fachliche Unterstützung zu gewähren. 

3.3 Schulträger 

Die Teilnahme an dem Modellvorhaben ist nur im Einver­
nehmen mit dem Schulträger möglich. Der Schulträger 
muss bereit sein, Entscheidungsbefugnisse über die Ver­
wendung von Sachmitteln in dem erforderlichen Umfang 
einzuräumen sowie den notwendigen Verwaltungsaufwand 
bei den äußeren Schulangelegenheiten zu tragen. 

3.4 Dauer 

Das Projekt soll mit dem Schuljahr 2003/2004 beginnen 
und vier Jahre dauern. 

3.5 Steuerung des Vorhabens 

Die Gesamtverantwortung für das Modellvorhaben liegt 
beim Ministerium für Bildung, Jugend und Sport. Es wird 
eine Steuerungsgruppe gebildet. Dieser Steuerungsgruppe 
gehören Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums für 
Bildung, Jugend und Sport, des Pädagogischen Landesin­
stituts, der beteiligten staatlichen Schulämter, der beteilig­
ten Schulträger, gegebenenfalls außerschulischer Partner 
und je eine Vertreterin oder ein Vertreter der an dem Mo­
dellvorhaben beteiligten Oberstufenzentren und allgemein­
bildenden Schulen an. Die Leiterin oder der Leiter der 
Steuerungsgruppe wird vom Ministerium für Bildung, Ju­
gend und Sport bestellt. Sie oder er berichtet dem Landes­
schulbeirat regelmäßig über das Modellvorhaben. 

4. Teilbereich personalrechtliche Befugnisse 

Die nachfolgend beschriebenen Aufgabenübertragungen 

auf die Schulleiterinnen und Schulleiter ergänzen die be­
reits zum Schuljahr 2002/2003 mit der Dienstvorgesetzten-
aufgaben-Übertragungs-VV (DAÜVV) übertragenen Auf­
gaben und erweitern somit die dienstrechtlichen Befug­
nisse der Schulleiterinnen und Schulleiter. 

Die Personalakten der Lehrkräfte werden weiterhin im 
staatlichen Schulamt geführt. Um insoweit den Verwal­
tungsaufwand, der durch die Koordinierung der relevanten 
Entscheidungen durch die Schulleitung entsteht, möglichst 
gering zu halten, soll in den zuständigen staatlichen Schul­
ämtern sichergestellt werden, dass nur eine Sachbearbeite­
rin oder ein Sachbearbeiter für die Personalangelegenhei­
ten des Personalbestandes der Schule zuständig ist. 

4.1 Übernahme von Lehrkräften von anderen Schulen, die 
sich im Personalüberhang befinden 

Gegenwärtig ist es regional bedingt notwendig, Lehrkräfte 
von anderen Schulen oder aus anderen Schulamtsbereichen 
zu übernehmen. Die am Modellvorhaben beteiligten Schul­
leitungen erhalten ein erweitertes Mitspracherecht bei der 
Auswahl des von anderen Schulen oder aus anderen Schul­
amtsbereichen zu übernehmenden Personals. Die Auswahl 
ist im Einvernehmen mit der Schulleitung zu treffen. Kann 
dieses Einvernehmen nicht hergestellt werden, so entschei­
det das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport. 

4.2 Neueinstellungen von Lehrkräften / Vertragsverlänge­
rungen 

Bislang werden die Auswahlentscheidungen für neu einzu­
stellende Lehrkräfte ausnahmslos durch die staatlichen 
Schulämter getroffen. Gemäß § 67 Abs. 1 Satz 2 BbgSchulG 
ist die Schulleitung vor jeder Einstellung von Lehrkräften 
im Hinblick auf die zu übernehmenden Aufgaben lediglich 
anzuhören. Dadurch können Schulleitungen bislang ihre 
Vorstellungen über die Anforderungen an eine neu einzu­
stellende Lehrkraft unter Berücksichtigung der eigenen 
schulischen Profilbildung nur eingeschränkt verwirk­
lichen. Im Rahmen des Modellvorhabens entscheiden die 
Schulleitungen, wen sie unter Beachtung ihrer eigenen Be­
dürfnisse einstellen wollen. 

4.3 Versetzung / Umsetzung 

Die Versetzungs- und Umsetzungsanträge der Lehrkräfte 
sind bei den Schulleiterinnen und Schulleitern der teilneh­
menden Schulen zu stellen. Die Schulleiterinnen und 
Schulleiter erhalten die Befugnis, verbindlich den Lehr­
kräften mitzuteilen, ob ihr Versetzungs-  oder Umsetzungs­
antrag genehmigt wird. Insoweit wird sichergestellt, dass 
in erster Linie die Belange der Schule, insbesondere die pä­
dagogische Kontinuität  bei der Entscheidung im Vorder­
grund steht. Ist die Lehrkraft mit der Entscheidung der 
Schulleiterin oder des Schulleiters nicht einverstanden, 
wird der Antrag dem staatlichen Schulamt zugeleitet. 

Das Verfahren zum Austausch von Lehrkräften zwischen 
den Bundesländern und formaler Freigabe nach der KMK-
Vereinbarung vom 10. Mai 2001 bleibt hiervon unberührt. 
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4.4 Ermahnung / Abmahnung / Kündigung 

Den Schulleiterinnen und Schulleitern wird die Befugnis 
übertragen, entsprechend den gesetzlichen Bestimmun­
gen gegenüber den Lehrkräften der Schule sowohl Er­
mahnungen als auch Abmahnungen und Kündigungen 
auszusprechen. Diese Maßnahmen sind entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen vorzubereiten und durchzu­
führen. 

4.5 Bearbeitung von Dienstaufsichtsbeschwerden 

Die Schulleiterinnen und Schulleiter bewerten das dienstli­
che Leistungsvermögen der Lehrkräfte im Rahmen der 
Dienstlichen Beurteilungen. Dem entsprechend besitzt die 
Schulleiterin oder der Schulleiter auch die Kompetenz 
gegenüber außenstehenden Personen im Rahmen einer 
Dienstaufsichtsbeschwerde auf ein eventuelles Fehlverhal­
ten der Lehrkraft zu reagieren. Aus diesem Grund wird 
auch die Zuständigkeit zur Beantwortung der Dienstauf­
sichtsbeschwerden auf die Schulleiterinnen und Schulleiter 
übertragen. 

4.6 Anordnung und Genehmigung von Mehrarbeit zur Ver­
meidung von Unterrichtsausfall 

Die Befugnis zur Anordnung von Mehrarbeit erfolgt im 
Rahmen des Modellversuchs über die in den DAÜVV ein­
geräumten Befugnisse hinaus grundsätzlich durch die 
Schulleiterin oder den Schulleiter. 

4.7 Leistungs- und Prämienzahlungen 

Soweit Mittel für Leistungsprämien und Zulagenzahlungen 
in den Haushalt des Landes eingestellt sind, erhalten die 
Schulleiterinnen oder Schulleiter die Entscheidungsbefug­
nisse über die Verteilung der für die Schule zur Verfügung 
gestellten Mittel. 

5. Teilbereich Personalmittel und Sachmittel 

5.1 Budgetansätze der Schulträger 

Voraussetzung für die Budgetierung ist, dass die Haus­
haltsansätze für alle Kostenstellen schulspezifisch veran­
schlagt werden. 

Dies gilt insbesondere für Lehr- und Lernmittel, Bücherei, 
Bürobedarf, Inventarunterhaltung sowie Anschaffungen im 
Vermögenshaushalt. Diese Bereiche sollen in jedem Fall 
budgetiert und allein durch die Schule bewirtschaftet wer­
den. 

Kleine Bauunterhaltungen, Energiekosten und Reinigung 
können in Verantwortung der Schule in Abstimmung mit 
dem Schulträger budgetiert und durch die Schule bewirt­
schaftet werden, wenn es gelingt, stabile praktische Bewirt­
schaftungsformen der Schule zu gestalten und die mög­
lichen Effizienzgewinne zwischen Schulträger und Schule 
im beiderseitigen Interesse aufzuteilen. 

Auch bei der Großen Bauunterhaltung (Investitionen), bei 
Wasser, Abwasser und Abfallentsorgung kann dieses im 
Einvernehmen mit dem Schulträger bestimmt werden. 

Das konkrete Ausmaß der Budgetierung ist im Einzelnen 
festzulegen. 

Für die Budgetverantwortlichkeit der Schule ist mittelfris­
tig qualifiziertes Personal des Schulträgers vorzusehen. Für 
die Projektphase soll es eine besondere Anbindung der 
Sachbearbeitung beim Schulträger in die Zielsetzung des 
Modellvorhabens geben. 

5.2 Budgetansätze der Schulbehörden 

Die am Projekt teilnehmenden Schulen übernehmen Zu­
ständigkeiten vom staatlichen Schulamt und weisen nach, 
dass auf diesem Wege die quantitativen Unterrichtungsan­
setzungen oder die qualitativen Ergebnisse der Schule ver­
bessert werden können. 

Die am Projekt teilnehmenden Schulen übernehmen vom 
zuständigen staatlichen Schulamt alle Entscheidungsbefug­
nisse über die Verwendung der ihnen zugewiesenen Perso­
nalmittel. Den Schulen wird damit ermöglicht, Personal­
mittel zu bewirtschaften. Die Sachbearbeitung im staat­
lichen Schulamt gewährleistet die technische Umsetzung 
der schulischen Entscheidungen. Nach Möglichkeit soll die 
Sachbearbeitung in den teilnehmenden Schulen erfolgen. 
Für die Dauer des Modellvorhabens tritt bei den teilneh­
menden Schulen die Schulleiterin oder der Schulleiter in­
soweit an die Stelle der Leiterin oder des Leiters des staat­
lichen Schulamtes. 

Die am Projekt teilnehmenden Schulen erhalten im Rah­
men der für das jeweilige Schuljahr zugewiesenen Lehrkräf­
tewochenstunden / Vollzeitlehrkräfteeinheiten (LWS/VZE) 
die Befugnis zur vollen eigenständigen Bewirtschaftung. 
Sie sollen alle LWS/VZE, die der eigenständigen Bewirt­
schaftung unterliegen, zusätzlich über ein Abrechnungs­
konto mit fiktiven Geldansätzen bewirtschaften. Hierdurch 
wird die formal unverzichtbare Abrechnung in VZE über 
die Stellenwirtschaft (APSIS) und in Geldbeträgen über 
das Zahlungsverfahren der Zentralen Bezügestelle des 
Landes Brandenburg (ZBB) nachvollzogen. 

Die beteiligten Schulämter gewährleisten, dass alle stellen-, 
budget- und personalwirtschaftlichen Maßnahmen der 
Schulen insbesondere durch Beratung der entsprechenden 
Einzelschule abgesichert werden. 

6. Teilbereich Wirtschaftliche Tätigkeit und Drittmittel 

In diesem Teilbereich soll erprobt werden, ob es der Quali­
tätsentwicklung von Schulen dient, wenn Schule über die 
Aufgabe der Erziehung und Bildung von Schülerinnen 
und Schülern hinaus weitere Aufgaben übernimmt und 
wirtschaftlich tätig wird. Eine solche Tätigkeit kann die 
in Schulen vorhandenen Kenntnisse und Fertigkeiten so­
wie Ausstattungen für Aufgaben in der Gesellschaft er­
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schließen und den Schülerinnen und Schülern die gesell­
schaftliche Relevanz ihrer Arbeit in der Schule verdeut­
lichen. 

Als wirtschaftliche Tätigkeit der Schulen kommen Fort­
und Weiterbildungsmaßnahmen, Verkauf und Vertrieb von 
Bildungs-, Beratungs- und Serviceleistungen für die regio­
nale Wirtschaft, Vermietung von Ressourcen, Serviceleis­
tungen für Dritte und Verkauf und Vertrieb von Produkten 
in Betracht. Der Schulträger soll die Schule zum Abschluss 
entsprechender Verträge bevollmächtigen. 

Berücksichtigt werden soll auch die Tätigkeit von Schüler­
firmen. Der Begriff der Schülerfirma ist bislang noch nicht 
gefestigt. In diesem Zusammenhang geht es um eine Form, 
in der Schülerfirmen rechtlich unselbstständig in der 
Schule tätig werden. 

Schulische Veranstaltungen können mit Hilfe von Spenden 
finanziert werden. Insoweit soll der Schulträger die Schule 
zur Ausstellung von Spendenbescheinigungen bevollmäch­
tigen. 

Auch die Inanspruchnahme von Fördermitteln ist diesem 
Zusammenhang von Bedeutung. Die Schule soll insoweit 
eine Antragsberechtigung erhalten. Art und Umfang der 
Bewirtschaftung ist zu bestimmen. 

Die Erprobung einer wirtschaftlichen Tätigkeit der Schulen 
soll durch eine Änderung des Brandenburgischen Schulge­
setzes untersetzt werden. Ziel ist es, den beteiligten Schu­
len in folgenden Bereichen eine Entscheidungsbefugnisse 
einzuräumen: 

1.	 Erwerb von Vermögen und Rechten durch unentgeltli­
che Rechtsgeschäfte, 

2.	 Durchführung von Lehrveranstaltung, die nicht schuli­
sche Veranstaltung im Rahmen des öffentlichen Bil­
dungsauftrages sind, 

3.	 Durchführung von sonstigen nicht unter Nr. 2 fallen­
den Veranstaltungen, die mit der Aufgabe der betref­
fenden Schule vereinbar sind oder auch deren Organi­
sation und Abwicklung für Dritte, 

4.	 Abschluss von Verträgen über die Durchführung von 
Arbeiten, die mit der Aufgabe der betreffenden Schule 
vereinbar sind und 

5.	 Verwendung des durch Rechtsgeschäfte gemäß Nr. 1 
und 4 oder aus Veranstaltungen gemäß Nr. 2 und 3 er­
worbenen Vermögens und erworbener Rechte für die 
Erfüllung der Aufgaben der betreffenden Schule oder 
für Zwecke gemäß Nr. 2 bis 4. 

7.	 Teilbereich Schulverfassung 

Im Modellvorhaben geht es um ein Zurücknehmen der In-
put-Steuerung (Rücknahme von Genehmigungsvorbehal­

ten, Verlagerung von Entscheidungskompetenzen auf die 
Schulleitung), während gleichzeitig nach neuen Verfahren 
einer Output-Kontrolle gesucht wird. Im Sinne der er­
weiterten Selbstständigkeit liegt die Verantwortung für 
die Qualitätsentwicklung und -sicherung zunächst bei der 
Einzelschule, die die gewährten Zuständigkeiten ausfül­
len muss und ferner im Bereich der gemeinsamen Ent­
scheidungsfindung zwischen Schule und staatlichem 
Schulamt. 

Während des Modellvorhabens soll das schulische Innen­
verhältnis (Schulleitung und Mitwirkungsgremien) sowie 
die Frage der Einbindung von Schulträger und Schulauf­
sicht in die schulische Gremienstruktur beraten werden, 
auch unter Beachtung der unterschiedlichen Mitsprache­
und Entscheidungsrechte. Hierzu legen die beteiligten 
Schulen Vorschläge über geeignete Strukturen und Verfah­
ren des notwendigen Informations- und Beratungsaus­
tauschs vor. 

Die Stärkung der Selbstständigkeit von Schulen soll auch 
dafür genutzt werden, modellhaft das Zusammenwirken 
von Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern sowie Eltern 
zu entwickeln und dafür geeignete Formen zu finden. Die 
Schule soll dazu Bildungs- und Erziehungsvereinbarungen 
schließen. 

8.	 Durchführung 

Schulen können sich bis zum 31. Januar 2003 um Teilnah­
me an dem Modellvorhaben bewerben. Die Bewerbung 
muss folgende Unterlagen oder Aussagen umfassen: 

1.	 Ein Schulprogramm, das klare Aussagen zur Profilie­
rung der Schule und zum pädagogischen Konzept der 
Arbeit in der Schule enthält und die Erprobung er­
weiterter Entscheidungsbefugnisse umfasst. 

2.	 Darstellung der Teilbereiche, in denen die Schule eine 
Stärkung ihrer Selbstständigkeit anstrebt. 

3.	 Darstellung der vorgesehenen internen Evaluation der 
zu erprobenden Maßnahmen. 

4.	 Bereitschaft, neue Formen des Zusammenwirkens von 
Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern sowie Eltern 
zu entwickeln. 

5.	 Bereitschaft zur Kooperation mit außerschulischen 
Partnern. 

6.	 Zustimmung der Schulkonferenz zur Teilnahme am 
Modellvorhaben. 

7.	 Zustimmung des Schulträgers zur Teilnahme am Mo­
dellvorhaben. 

Eine Auswahl der Schulen soll bis zum 28. Februar 2003 
getroffen werden. Diese Schulen sollen sich im zweiten 
Schulhalbjahr des Schuljahres 2002/2003 auf die Teilnah­
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me an dem Modellvorhaben vorbereiten. Das Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport, das Pädagogische Landes­
institut sowie die beteiligten staatlichen Schulämter und 
die beteiligten Schulträger unterstützen die Schulen bei der 
Vorbereitung des Modellvorhabens. 

Ziel ist, die Erfahrungen mit dem Modellvorhaben zum 
Schuljahr 2005/2006 so zu nutzen, dass die Zahl der teil­
nehmenden Schulen erweitert werden kann. 

9. Personal- und Sachmittelbedarf 

Die beteiligten Schulen erhalten ab dem zweiten Schul­
halbjahr des Schuljahres 2002/2003 für den Zeitraum der 
Durchführung des Modellvorhabens je sechs Anrechnungs­
stunden. Diese Anrechnungsstunden können auch für die 
Erledigung des durch die Teilnahme am Modellvorhaben 
bedingten Mehraufwandes in der Schule kapitalisiert wer­
den und für die Einstellung und Vergütung von Sachbear­
beitungskapazitäten genutzt werden. Die beteiligten staat­
lichen Schulämter und die beteiligten Schulträger sorgen 
dafür, dass die Schulen bei der Durchführung des Modell­

vorhabens die notwendige Unterstützung erhalten. Dabei 
soll nach Möglichkeit je eine Person in den Ämtern für die­
se Aufgabe in dem erforderlichen Umfang freigestellt wer­
den. Die Leiterin oder den Leiter der Steuerungsgruppe 
wird im erforderlichen Umfang für die Aufgabe freige­
stellt. Sie oder er wird unterstützt durch eine Sachbearbei­
tung. 

10. Evaluation 

Die Umsetzung der genannten Teilbereiche ist intern zu 
überprüfen, die Ergebnisse sind einmal im Jahr zu doku­
mentieren. Ziele und Verfahren einer externen Evaluation 
des Modellvorhabens werden mit den beteiligten staatlichen 
Schulämter festgelegt. Es wird angestrebt, Sachverständige 
von außerhalb der Schulbehörden hinzuzuziehen. Die ab­
schließende Dokumentation wird mit fachlichen Stellung­
nahmen und Empfehlungen für eine Übertragung der Pro­
jekterfahrung in den Regelbereich der Schulen im Land 
Brandenburg versehen. Alle notwendigen Evaluationen der 
quantitativen und qualitativen Auswirkungen des Projekts 
sollen in dieser Abschlussdokumentation enthalten sein. 



771 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 14 vom 23. Dezember 2002 



772 

Brandenburgische Universitätsdruckerei, 
K.-Liebknecht-Str. 24–25, 14476 Golm 

DPAG, PVST     A 11091 Entgelt bezahlt 

Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
des Landes Brandenburg 

Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 14 vom 23. Dezember 2002 

Herausgeber: Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg - Referat 12 ­

Der Bezugspreis beträgt jährlich 55,22 e (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Preise gelten zuzüglich 7 % Mwst.


Die Berechnung erfolgt im Namen und für Rechnung des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg.

Die Kündigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zulässig; sie muss bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.


Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige

Anforderungen sind an die Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.


Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitätsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Karl-Liebknecht-Straße 24–25, Haus 2,

14476 Potsdam-Golm, Telefon Potsdam 56 89 - 0 


